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Sturmtage. 


Niemand vermag zu ſagen, ob die vergangene 
Börſeuwoche bereits den Umſchwung für das 
Börſengeſchäft und für die deutſche Wirtſchaft im 
allgemeinen bedeutet. Daß der Dollar und die 
übrigen Deviſenkurſe nach dem letzten Sturz noch 
iſt ſelbſtverſtändlich. 
Stabiliſierung bedeuten, 


hin- und herſchwankten, 


Das kann ebenſogut 
wie es Vorbote weiteren Sinkens oder neuen, 
Wiederanſtiegs zu ſein vermag. Wohin der Weg 
in der nächſten Zeit geht, wird in erſter Linie von 
dem Ergebnis abhängen, das die Verhandlungen 
in der Reparationsfrage mit dem Ausland brin— 
gen werden. Auch dieſe Reſultate können im 
Augenblick nicht porausgeſagt werden. Immerhin 
hin fann es nicht ganz ohne Bedeutung ſein, daß 
Stinnes von Lloyd George nach England einge— 
laden worden ift, und zwei Tage auf ſeinem Land 
gut geweilt hat. Und daß Walther Rathenau nach 
ihm während ſeines Aufenthaltes in London mit 
den bedeutendſten Finanzleuten der City und vor 
allem mit den maßgebenden Perfönlichkeiten der 
Bank von England Rückſprache nehmen konnte. 
Beide — Hugo Stinnes und Walther Rathenau 


— ſind als Privatleute ohne Anregung und ohne 


Auftrag der deutſchen Regierung nach England 
gezogen. Und trotzdem werden ihre Eindrücke 
und vielleicht auch ihre Erfolge nicht ohne Ve 


deutung für die Weiterentwicklung der Verhält— 
nife in Deutſchland bleiben. Bis zu ciment ge- 
wiſſen Grade hat die Reiſe von Stinnes ſolche 
Erfolge ſchon gezeitigt. Die Rede des 
parteilichen Führers Dr. Streſemann auf dem 


volks- 
Stuttgarter Parteitag klang ſo, als ob er für 
einen gegen den extremen rechten Flügel ſeiner 
Partei und ſeiner Fraktion zu führenden Kampf 
Stinnes hinter ſich zu haben glaubte. Und tat- 
ſächlich ift nach allem, was man bisher gehört 
hat, der temperamentvolle Induſtriemagnat mit 
dem Eindruck aus London zurückgekehrt, daß 


nichts falſcher wäre, als im Augenblick den 
Reichskanzler Dr. Wirth zu ſtürzen, zu dem auch 
die engliſchen Finanz- und Induſtriekreiſe Ver— 
Das bedeutet natürlich angeſichts 
Deutichen 


Volkspartei und eines großen Teils der deutſchen 


trauen haben. 
der bisherigen Schwankungen der 
Induftrie eine außerordentliche Befeſrigung der 
innerdeutſchen Lage und eine Verbreiterung der 
Von noch größerer Bedeutung 
die Einwirkung der 
ſcheint 


* 


ziemlich ſicher, daß von dem Eindruck, den Ra— 


Vertrauensbaſis. 
unter Umſtänden 
Rathenauſchen Reiſe werden, 


fann 
denn es 


thenau in London gewinnt, die Entſcheidung 
darüber abhängen wird, ob er von der Politik 
danernd Abſchied nimmt, oder mit oder ohne Zu— 


De 


Zuſtimmung ſeiner Partei in das Kabinett Wirth 
zurückkehrt. 

Erſt wenn aljo eine Löſung der Reparations- 
frage, insbeſondere aber das Problem eines um- 
fangreichen Auslandskredites vorliegt, wird ſich 
beſtimmen laſſen, ob mit einer, wenn auch viel— 
leicht erſt langſamen, ſo doch ſtetigen Beſſerung 
der deutſchen Valutaverhältniſſe gerechnet werden 
kann. Aber die etwas turbulenten Ereiqnilfe der 
letzten Woche haben für den Fall einer ſolchen 
Beſſerung jetzt ſchon gewiſſe Einblicke gewährt, die 
wertvoll find, und aus denen man lernen folt. 
Zunächſt hat ſich aus ihnen die Berechtigung der 
Annahme erwieſen, daß die exzeſſive Entwertung 
des deutſchen Geldes im Ausland gegenüber dem 
höheren Nutzwert im Inland weſentlich auf Ein— 
wirkung der Spekulation zurückzuführen ijt. 
Darüber kann gar kein Zweifel mehr ſein, denn 
an den tatſächlichen Verhältniſſen, die für die 
Beurteilung des Geldwertes wichtig ſind, hatte 
ſich in den letzten Wochen gar nichts geändert. 
Die deutſche Zahlung und vor allem die deutſche 
Warenhandelsbilanz war nach wie vor in hohem 
Maße paſſiv, ſie hatte ſich gerade nach den letzten 
Ausweiſen noch erheblich verſchlechtert. Und im 
Inneren war der Berg der Schatzanweiſungen 
von Dekade zu Dekade weiter angeſchwollen. All 
das bot keiner günstigen Prognoſe, eher dagegen 
der Einſicht eine Stütze, daß die Lage auf 
die Länge der Zeit ſich noch weiter ver— 
ſchlechteren müßte. Eine Beſſerung war 
allenfalls zu erwarten, wenn aus einer 
ausländiſchen Kreditoperation heraus, wenig- 
ſtens für den augenblicklichen Reparations- 
bedarf der deutſchen Wirtſchaft eine Erleichterung 
ſtattfand. Nun war nicht etwa in der letzten Woche 
eine ſolche Kreditoperation perfekt geworden, ſon— 
dern ihre Möglichkeit tauchte als kaum wahrzu— 
nehmender Schatten an einem ganz fernen Hori— 
zonte auf. Und der Erfolg dieſer fernen und un— 
klaren Ausſicht: Der Dollar ſtürzte in drei Ta⸗ 
gen von faſt 300 auf 180. Einen deutlicheren 
Beweis dafür gibt es gar nicht, daß bei der vor- 
angegangenen Steigung in allerftärfiten Maße 
die Spekulation beteiligt war. 

Man könnte vielleicht im Zweifel darüber 
ſein, ob es ſich hier im weſentlichen um deutſche 
Spekulanten oder die Spekulation im Ausland 
gehandelt habe. Von vornherein liegt die größere 
Wahrſcheinlichkeit dafür vor, daß Deutſchland 
à la Hausse in fremden Deviſen, aber das Mis- 


land à la Baisse in der Marf ſpekuliert habe. In 
New Jork notierte zuletzt die Mark etwa / Cent 
und vor dem letzten großen Sturz pendelte ſie 
etwa um einen Cent herum. Man vergleiche 
dieſe Notierung etwa mit der Notiz von 134 M. 
für 100 polniſche Mark, wie ſie eine Zeitlang in 
Berlin als niedrigſter Kurs eriſtierte. Wem wäre 
es da eingefallen, Baiſſeengagements in polni- 
ſcher Mark einzugehen, und ſo ſind denn auch die 
niedrigen Kurſe der deutſchen Mark in Amerika, 
England, Skandinavien und in der Schweiz von 
Millionen kleiner und kleinſter Spekulanten dazu 


benutzt worden, eine Spekulation einzugehen, die 


zwar unbekannte Chancen, aber doch ein ſicher 
bekanntes, eng begrenztes Riſiko hat. Allerdings 
haben ſolche Hauſſepoſitionen der ausländiſchen 
Kleinſpekulation ſchon bei viel höheren Kurſen 
der deutſchen Mark beſtanden, denn im Ausland 
war von jeher im Gegenſatz zu den peſſimiſtiſchen 
Auffaſſungen im Inland eine ſehr hoffnungs— 
freudige Stimmung für die Zukunft der deut— 
ſchen Wirtſchaft und der deutſchen Finanzen ver— 
breitet. Und es ift natürlich auch gar nicht aus- 
geſchloſſen, daß zu einer gewiſſen Zeit in dieſen 
Kreiſen ſich eine gewiſſe Enttäuſchung geltend ge— 
macht hat, die in Verkäufen zum Ausdruck kam, 
und ſomit in beſtimmten Augenblicken das Mark 
angebot an den Auslandsbörſen noch verſchärfte. 
Andererſeits aber iſt zu beachten, daß gerade dieſe 
ausländiſchen Markbeſitze ſchon früher dazu 
übergegangen waren, deutſche Börſenpapiere in 
großen Maſſen zu kaufen, und daß die Kurs 
ſteigerung dieſer Papiere vielfach ihren Verluſt 
am Rückgang des Markkurſes wettmacht. Viel 
wahrſcheinlicher iſt daher, daß die treibende Kraf ft 
für die 1 Ausſchreitungen in der 
Markbewertung in Deutſchland zu ſuchen war. 
Und wer einigermaßen zu ſchätzen weiß, welche 
enormen Summen nicht nur in Deviſen, ſondern 
vornehmlich auch in ausländiſchen Noten in 
Oſterreich und in Deutſchland aufgeſpeichert 
liegen, der wird gar keinen Zweifel daran hegen, 
daß die Furcht der Deutſchen und Sſterreicher 
vor der Markentwertung und die Sucht aller 
Kapitaliſtenkreiſe, ihre Vermögen und Einkoim— 
men gegen die hohen Steuern zu ſichern, da⸗ 
wirkliche Agenz für das immer ſtärkere Hinauf 
treiben der Deviſenkurſe in Deutſchland und den 
Sturz der Mark in der geſamten Welt war. Die 
Probe auf die Richtigkeit dieſes Exempels war die 


eigentümliche Wirkung angekündigter geſetzlichen 
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Maßnahmen gegen die Deviſenſpekulation. Es 
war doch immerhin intereſſant, daß im unmittel— 
baren Zuſammenhang mit der Ankündigung des 
Geſetzes gegen die Deviſenſpekulation durch den 
Staatsſekretär Hirſch im finanzpolitiſchen Aus— 
ſchuß des Reichswirtſchaftsrates zahlreiche Ver— 
käufer an der Berliner Börſe ſich bemerkbar 
machten. Von allen aufmerkſamen Beobachtern 
war gerade an jenen Tagen eine bemerkenswerte 
Unruhe unter den Beſuchern der Berliner 
Wechſelſtuben zu konſtatieren. 

Im übrigen waren gewiſſe Großſpekulanten— 
kreiſe des Auslands und des Inkands an der 
Markentwertung in den beſonders ſtürmiſchen 
letzten Oktober- und erſten Novembertagen ſicher 
nicht ganz unbeteiligt. Die Reparationskommiſ— 
ſion hatte ſchon etwa Ende Oktober der deutſchen 
Regierung ihre Berliner Reiſe angekündigt. An— 
ſcheinend im Zuſammenhang damit war wie eine 
Art Geheimtip die Prophezeiung ausgegeben 
worden, der 11. November (der erſte Verhand— 
lungstag der Reparationskommiſſion in Berlin) 
werde einen Rückgang der Mark bringen. Tat- 
ſächlich iſt auch am 9. November in Berlin die 
höchſte Dollarnotierung erfolgt, es iſt daher gar 
nicht ausgeſchloſſen, daß internationale Finanz 
kreiſe in Kenntnis der Dinge, die kamen, die 
Markbaiſſe künſtlich unterſtützten, um bei dem 
folgenden Umſchwung ſich mit erheblichem Nutzen 
einzudecken. 

Aber wie die Dinge auch im einzelnen gelegen 
haben mögen, die kurze Epiſode des ſtarken 
Markſturzes bewies bereits, was einmal zu er 
warten ſteht, wenn irgendeine Kredithilfe für 
Deutſchland aus einer nebelhaften Fernerſchei— 
nung noch nicht einmal zur Wirklichkeit, ſondern 
bloß zu ernſter Wahrſcheinlichkeit wird. Daun 
werden die Hamſterer, die Mark- und die Steuer— 
pflichtigen von Tag zu Tag mit größerer Haſt 
aus ihren Schlupfwinkeln hervorkriechen und 
dann werden wir ſehr bald das Schauſpiel er— 
leben, daß die Auslandsbewertung der Mark ſich 
ſehr ſchnell ihrer inländiſchen Kaufkraft nähern, 
wenn nicht gar durch die eilfertige Angſt der Spe— 
kulation dahinter zurückbleiben wird. Dann wird 
übrigens auch mit einem Schlage die Sorge der 
deutſchen Regierung beſeitigt ſein, die verſteckten 
Kapitalien zu erfaſſen. Es gibt nämlich nur ein 
großes Mittel, was ſich auch die Entente ſagen 
ſollte, die im Ausland verſteckten Kapitalien 
zurückzutreiben. Empfindliche Verluſte der Sa- 


pitaliſten durch Aufbeſſerung der deutſchen Wäh— 
rung. 

Die kurze Epiſode der ſchnellen Beſſerung der 
Mark hat uns ferner einen tiefen Einblick in die 
wirtſchaftlichen Zuſtände gewährt, die wir ein- 
mal erleben, wenn dieje Beſſerung ſich zu einem 
Dauerzuſtand entwickeln wird. Die Kursſtürze 
an der Börſe (man braucht nicht nur an Sarotti— 
Aktien zu denken) haben Millionen-Verluſte, 
namentlich der kleinen Spekulanten, zur Folge 
gehabt, die es für ein Naturrecht hielten, von täg⸗ 
lichen Börſengewinnen nobel zu leben. Viele die— 
jer Kleinſpekukanten waren nicht in der Lage, 
ihre Kreditengagements durchzuhalten, weil die 
Wechſelſtuben der Banken ſehr rigoros exekutier— 
ten. Dieſe Exekutionen werden ſich natürlich fort— 
ſetzen, ſobald die Deviſenkurſe wieder einmal 
Neigung nach abwärts zeigen. Eine Menge Men— 
ſchen, die über Nacht, wenn auch nicht zu reichen 
Leuten, ſo doch zu gewinnreichen Leuten gewor— 
den waren, ſind ſehr ſchnell wieder in das frühere 
Dunkel zurückgekehrt, und man erzählt ſich in 
Berlin, daß gegen das Ende der vorigen Woche 
ſo viel Automobile zum Verkauf angeboten wur— 
den, wie kaum während des letzten Jahres insge— 
ſamt zum Verkauf zu bekommen waren. Und 
ſelbſt die Berliner Autodroſchken klagten über 
einen Rückgang ihrer Inanſpruchnahme und 
ihrer Einnahmen. Viel ſchlimmer aber war, daß 
der kurze Börſenſturm genügt hatte, eine Reihe 
von Berliner Bankfirmen ins Wanken zu brin— 
gen. Unter den Firmen, über deren Stützung in 
den Direktionskabinetten der Banken beraten 
werden mußte, befanden ſich nicht etwa bloß neu— 
gegründete junge, ſondern auch ſolche Firmen, die 
auf eine lange und große Vergangenheit zurück— 
zublicken haben. 

Nimmt man zu alledem die ernſten Sorgen, 
von denen alle Beſitzer von Waren in jenen Ta— 
gen beſchlichen wurden (das Geſchäft in den gre- 
hen Berliner Spezialhäuſern war plötzlich wie ab- 
geſchnitten), ſo ergibt ſich als Lehre dieſer 
Sturmtage, daß der Weg zur endgültigen Sanie— 
rung, wenn wir ihn endlich einmal dauernd be— 
ſchreiten werden, durch eine ſchwere wirtſchaftliche 
Kriſis hindurchführt. Dieſe Kriſis wird um ſo 
ſchwieriger, heftiger und länger werden, je 
ſprunghafter ſich der Rückgang der fremden De— 
viſen und die Beſſerung der Mark bis zu jenem 
Punkt vollziehen wird, wo die Stabiliſierung 
möglich iſt. 
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Filmgeſchäft. 


V. Das geiſtig⸗ kulturelle Element. 


Von 


Dr. Hans Wollenberg. 


Vier Aufſätze des „Plutus“ haben ein Bild 
zu geben verſucht, nach welchen ökonomiſchen Geſetzen 
das Induſtrieprodukt „Film“ durch Arbeit 
und Kapital erzeugt, und wie es verwertet wird, 
um neue finanzielle Kräfte dem Film⸗Wirtſchafts⸗ 
körper zuzuführen. „Induſtriepvrodukt?“ Die Be- 
zeichnung lahmt; deun fie erweckt, den Film mit 
den Erzeugniſſen anderer Gewerbe in Parallele 
ſetzend, eine unvollſtändige Vorſtellung. Der Film 
iſt anders als Streichhölzer, Büchſenfleiſch, 
Taſchenuhren oder Schreibmaſchinen — nicht nur 
eine techniſch⸗ziviliſatoriſche Angelegenheit; er iſt 
gleichviel, ob man ihn als rein künſtleriſche oder 
als kunſtgewerbliche Schöpfung anſehen mag — auf 
jeden Fall ein Kukturfaktor allererſten Nanges. Zu 
ſeinen induſtriellen und kommerziellen Belangen 
kann man nur dann ein Verhältnis ges, 
winnen, wenn man feine kulturellen Weſenszüge 
mit ihnen in eine Verbindung bringt. In die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den geiſtigen und den wirtſchaft⸗ 
lichen Fragen des Films ſei, ſoweit es der enge 
Rahmen eines Aufſatzes geitattet, heute hinein⸗ 
geleuchtet. 

Derſelbe Pionier der Filminduſtrie, der ſchon 
vor 20 Jahren das Kino als die Schule, die Zeitung 
und das Theater der Zukunft bezeichmet hat, 
Charles Pathé, wies vor einiger Zeit in 
einem Artikel auf die Beobachtung hin, daß in 
ihren Äußerlichkeiten wie in ihrer inneren Ent⸗ 
wicklung die franzöſiſche Jugend durch die ſeit drei 
bis vier Jahren überwiegende Beherrſchung des 
franzöſiſchen Kinos durch amerikaniſche Filme un- 
verkennbar beeinflußt worden fei. Gibt es einen 
beſſeren Beweis als dieſe unzweifelhaft richtige Be⸗ 
obachtung für die Behauptung, daß das Filmgeſchäft 
nicht ohne kulturpolitiſche Geſichtspunkte betrachtet 
werden darf? 

Man fehe ſich amerikaniſche Filme, vom 
Qualitätserzeugnis für den Luſtſpielpalaſt am 
Broadway bis zum Maſſenprodukt für den Bor- 
ſtadtkintopp, an: Ein Zug iſt ihnen gemeinſam, in 
dem ebenſoſehr das Gepräge angelſächſiſcher Kultur 
und Ethik wie der grundlegende Unterſchied zum 
deutſchen Film ausgedrückt iſt. Ihre innere Tendenz 
iſt durchweg der Kampf zwiſchen Gut und Böſe — 
beide Prinzipien zu photographiſcher Sinnfälligkeit 
ausgeprägt — ein Kampf, von deſſen Ausgange die 
anglo⸗amerikaniſche Moral verlangt, daß er mit dem 
reſtloſen Sieg des Guten ende. Ein 
kluger engliſcher Publiziſt ſagte erſt unlängſt in 
einer Unterredung mit deutſchen Fachleuten, man 
liebe in feiner Heimat das (typiſch deutſche) 
„ſtrenge Drama“ nicht, man wolle das Kino 
„erheitert“ verlaſſen. Er hat mit dieſer Bemerkung 


ins Schwarze getroffen. Auf einer Jahrhunderte 
alten literariſchen und Bühnentradition, die an 
der geſamten Bevölkerung nicht ſpurlos vorüber⸗ 
gegangen, iſt der deutſche Film erwachſen, und 
auch noch in ſeiner kitſchigſten Verkörperung kann 
er dieſen Einfluß nicht verleugnen. Das Ber- 
ſtändnis, die Liebe für die erſchütternde 
Schönheit des Tragiſchen trennt uns von 
der naiv⸗elementaren Filmmoral der neuen Welt, 
gibt auch der Mehrzahl der deutſchen Filme ihr 
charakteriſtiſches Gepräge. 

Damit entſteht nun wieder kommerziell 
betrachtet — die Frage: Tut die deutſche Film- 
fabrikation gut, jene Eigenart im Hinblick auj 
das für fie wirtſchaftlich notwendige Auslands⸗ 
geſchäft auszumerzen? Soll ſie, unter Aufgabe 
ihres eigentlichſten Charakteriſtikums, die dra⸗ 
matiſchen Geſetze des amerikaniſchen 
Films übernehmen, um auf den von ihm 
geiſtig ſeit Jahren beeinflußten Abſatzmärkten in 
Konkurrenz treten zu können? Auf dieſe Frage 
gibt es — nicht bloß vom Standpunkt der National⸗ 
kultur — nur ein Nein. Das Kino, letzten Endes 
eine Stätte der Unterhaltung, beruht, als lukrativ 
betriebenes Gewerbe, auf dem Abwechſlungs⸗ 
reichtum ſeines Programms. In der Monotonie 
amerikaniſcher Lichtſpielprodukte eine andere Note 
aufklingen zu laſſen, muß für den deutſchen Film 
gerade auch kaufmänniſch wichtig ſein. Nicht darin 
beſteht die internationale Aufgabe des Film⸗ 
Welthandels, nationale Erzeugniſſe zu nivellieren, 
ſondern Spitzenleiſtungen trotz oder wegen 
ihrer ausgeprägten Eigenart von Land zu Land 
auszutauſchen. 

Man mag es, in kühner Parallele, als das 
biogenetiſche Geſetz des Films anſprechen, daß 
das gleiche Prinzip, wie für die Geſamtproduktion 
der verſchiedenen Länder, ebenſo auch für den 
Einzelfilm innerhalb einer nationalen Produktion 
gilt. Auch hier offenbart ſich ein ſtarker Nach⸗ 
ahmungstrieb, der ganz gewiß dem Filmgeſchäft 
ebenſo unzuträglich iſt wie der Filmkunſt. Iſt 
in irgendeiner Richtung ein guter Wurf gelungen, 
ſo wird ſofort für die betreffende Saiſon ein 
großer Teil des Warktes mit blaffen Nad- 
ahmungen des betreffenden „Genres“ gefüllt. Man 
denke an die noch heute nicht ganz verebbte Flut 
der NRofofo- und Revolutionsfilme nach dem 
Vekorderfolg der „Madame Dubarry“; man denke 
an die Seuche der indiſchen „Sujets“, alle nach 
dem Rezept „Lieblingsfrau des Maharadſcha“, 
au die Woge abenteuerlich- humoriſtiſcher Reife 
filme, die den Spuren des Mannes ohne 
Namen folgten und folgen. Welch unſagbare 


Verkennung des Publikums liegt in der Annahme, 
daß, nachdem „Madame Dubarry“ gefallen hat. 
ein Dutzend weiterer Pſeudo-Dubarrys das Publikum 
mit der gleichen Vehimenz ins Luſtſpielhaus locken 
müßten! 


Hier liegt der Blickpunkt, von dem aus man 
den geſchäftlichen Rückgang des Kino 
gewerbes zu betrachten hat: Der Wahl des 
Stoffes wird oft nicht das Maß von Beachtung 
geſchenkt, das das Bedürfnis des Publikums nach 
einem wirklich abwechſlungsreichen Lichtſpiel⸗ 
programm notwendig macht. 

Freilich, einem in Laienkreiſen verbreiteten 
Irrtum ſei hier gleich von vornherein entgegen— 
getreten: Es kommt nicht fo febr auf die nackte 
Tatbeſtandsidee, nicht ſo ſehr auf die Neuartigkeit 
des Handlungseinfalls als auf ſeine filmdramatiſche 
Bearbeitung und die damit verbundene, aus op— 
liſchem Empfinden geborene Fülle von Detail- 
einfällen an. Nicht ſelten hört man: Die Film⸗ 
induſtrie müſſe eines Tages zwangsläufig daran 
zugrunde gehen, daß einfach alle verfilmungsfähigen 
Möglichkeiten aus dem Leben, der Hiſtorie, der 
Phantaſie erſchöpft jeien. Wie gejagt, ein funda— 
mentaler Irrtum! Denn ein und derſelbe Vor- 
wurf kann Hunderte von Malen durch die immer 
wieder neue Art ſeiner Aufbereitung ein jeweils 
‚anderes, eigentümliches Geſicht erhalten. Die 
Auswahl des zu verfilmenden Manuffripts, die 
Beurteilung ſeiner „Stärke“ und dementſprechend 
der Geldinveſtitionen, die es „trägt“, ſteht nur 
dem wirklich durch und durch erfahrenen Fach— 
mann zu, und die meiſten geſchäftlichen Fehl⸗ 
ſchläge auf dem Gebiete der Filminduſtrie ſind 
darauf zurückzuführen, daß entweder der Manu- 
kriptfrage überhaupt nicht diejenige Bedeutung 
beigemeſſen wurde, die ihr zukommt, oder daß ihre 
Löſung in ungeeigneten Händen lag. 


Iſt das Manuſkript zwar die weſentlichſte 
Vorausſetzung für den Akt der Filmherſtellung, 
jo wird man dennoch, im Gegenſatz zu mancherlei 
Jegenteiligen Anſichten, nicht ſeinen Verfaſſer, 
ſondern den Filmregiſſeurals den eigent⸗ 
lichen Schöpfer des Filmwerks anzu⸗ 
ſprechen haben. Es würde den tatſächlichen 
Verhältniſſen nicht Rechnung tragen, wollte man 
Filmautor und Filmregiſſeur in das gleiche Ver⸗ 
Hältnis ſetzen wie Dramatiker und Bühnenregiſſeur, 
Komponiſten und Dirigenten. Der Film iſt und 
bleibt eine viſuelle, auf optiſche Geſetze geſtellte 
Schöpfung; gerade feine Stimmungs-, ſeine künſtle⸗ 
riſchen Werte liegen im Bildhaften und im Film⸗ 
darſtelleriſchen, mag es Einzel-, mag es Majjen- 
ſpiel fein, fo ift hier das mettre en scene nicht Re⸗ 
produktions⸗, ſondern eigentlicher Schöpfungsakt, 
der Spielleiter nicht Interpret, ſondern urſprüng⸗ 
licher Schöpfer, das Manuffrivt dagegen ein, wenn. 
auch höchſt bedeutſames, Hilfsmittel. Man muß 
es ausiprehen, daß die deutſche Filminduſtrie an 
fähigen Regiſſeuren reicher ift denn an Film- 
antoren. Vielleicht würde eine jid) auch materiell 
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ausdrückende Höherbewertung des Manufkripts hierin 
einen Wandel anbahnen. 
Was die Darſtellung betrifft, 


ſo darf 


man von einem beachtlichen Durchſchnittsniveau 
des deutſchen Films ſprechen. Hier iſt zweierlei 
zu betonen. Der Film iſt und bleibt lebende 


Photographie, alſo Bild, und das menſchliche Auge 
verlangt Schönes zu ſehen. Anderſeits ſoll er 
ein wie zufällig von der Kamera belauſchtes Stück 
Leben geben; er erfordert alſo nicht ſtarre Poſt⸗ 
kartenſchönheit, ſondern ſtellt den Darſteller vor 
die Aufgabe, innerlich durchpulſte Wenſchlichkeit 
mit den techniſchen Witteln der „ſtummen Kunſt“ 


vorzutäuſchen. Wo Vorzüge und Mängel beim 
deutſchen Film liegen, lehrt wieder einmal ein 
Seitenblick auf den amerikaniſchen. Zweifellos 


verdankt dieſer ſeine Hegemonie auf dem Welt— 
markt den jungen, ſchönen, elaſtiſchen Frauen- 
geſtalten, die auch der ſonſt minderwertigſte 
„Schlager“ zu Geſicht bringt; doch ſelbſt bei 
amerikaniſchen Künſtlerinnen von Weltruf wirkt im 
eigentlich Darſtelleriſchen — ich ſpreche hier nicht 
von Kletter- und Neitkunſtſtücken — ihr konventio— 
nelles Spiel erkältend. Ahnlich die männlichen Dar⸗ 
ſteller: ſchlanke, trainierte Menſchen mit blitzenden 
Augen und Zähnen, geſunde Schönheit atmend, 
wirkliche Filmhelden ſtatt der modiſchen Kleider- 
ſtänder, wie man ſie hierzulande öfters im Film 
ſieht; aber das iſt auch alles: ſie boxen, reiten, 
zeigen ihre Zähne, doch meiſt fehlt es, von Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, an irgendwelcher Individuali⸗ 
ſierung und Vertiefung des Spiels. 

Das ernſteſte Problem in der deutſchen 
Filmdarſtellung it die Nachwuchsfrage. 
Sicherlich gibt es ſchöne, auch auf dem Filmband 
wirkungsvolle Frauen genug; ſicherlich ſchlummert 
auch in gar mancher die nötige darſtelleriſche 
Fähigkeit, die durch die Hand eines tüchtigen 
Spielleiters zu wecken wäre. Aber das Riſiko iſt 
bei den heutigen Produktionskoſten zu groß, um 
den Filminduſtriellen nicht von Experimenten ab= 
zuſchrecken. Die Hunderttauſende wären verloren, 
wenn ſich der junge, noch unerprobte und dem 
Publikum unbekannte „Star“ als Verſager heraus- 
ſtellen ſollte. So bleibt es denn dabei, daß im 
großen ganzen nur ein beſtimmter, ſich nicht 
weſentlich erneuernder Kreis das „Star“-Material 
liefert, und auch das dient ebenſowenig zum ge⸗ 
ſchäftlichen Frommen wie zur künſtleriſchen Ent- 
wicklung des Lichtſpielweſens. 

Dieſe knappe, keineswegs erſchöpfende Aberſicht 
über kulturelle, künſtleriſche und geiſtige Probleme 
der Kinematographie dürfte immerhin deutlich gezeigt 
haben, daß Filminduſtrie und Filmgeſchäft mit 
beſonderen Maßſtäben zu meſſen ſind, daß ſie einer 
individuellen Behandlung bedürfen ebenſo ſeitens 
derer, die ſie finanzieren, wie jener, deren 
behördlicher Obhut ſie anvertraut iſt. Es 
iſt und bleibt eine Tatſache: In der Filminduſtrie 
läßt ſich mit einem wirklich guten Einfall und 
einem Kurbelkaſten unter Umftänden mehr erreichen 
als mit einem Aktienkapital von 100 Millionen. 
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Reicha- oder Privatbahn. 


Emil Schiff, 
Techniſch⸗wirtſchaftlicher Sachverſtändiger. 


Der Verfaſſer hat in der von der Regierung veranlaßten Unterſuchung der Eifenbahnfrage. 
die die Sozialiſierungskommiſſion führt, als ſtändiger Sachverſtändiger mitgearbeitet. 
Er ſtellt mir die folgenden Ausführungen zur Verfügung, die ich als wertvolles und 
vollſtändiges Material über die allgemeinen Fragen des öffentlichen oder privaten Be⸗ 
triebes, der gemifcht-wirtfchaftlichen Unternehmung, des öffentlichen oder privaten Lohn. 
betriebes und der notwendigen Verbeſſerungen der Reichsbahn gern veröffentliche. 


1. 
Oeffentlicher oder privater Betrieb? 


1. Die Vorteile des Privatbetriebes find Folgen 
freien Wettbewerbes. Freier Wettbewerb iſt aber 
im allgemeinen bei den Unternehmen, für die 
öffentlicher Betrieb in Betracht kommt, aus recht- 
lichen Gründen Wegebenützung) oder wirtſchaftlichen 
Gründen (Kapitalvergeudung, Unwirtſchaftlichkeit des 
Betriebes bei Wettbewerb) ausgeſchloſſen. Offent⸗ 
liche Betriebe find daher niemals mit freien Wett- 
bewerbsbetrieben, ſondern nur mit Konzeſſions⸗ 
betrieben zu vergleichen. Dies gilt auch für 
gemiſchtwirtſchaftliche Unternehmen; auch dieſe oder 
ähnliche Wirtſchaftsformen (Lebenswirtſchaft) be= 
dürfen der Konzeſſion. 

2. Auf die Bindung durch Konzeſſionsgeſetze 
oder Konzeſſionsverträge kann beim privaten oder 
halbprivaten Betrieb öffentlicher Unternehmen 
keinesfalls verzichtet werden. Der Allgemeinbelang 
muß gegenüber dem Erwerbsſtreben des Privat— 
unternehmers gewahrt werden. Sonſt wäre die 
Allgemeinheit einem ſchrankenloſen Privatmonopol 
ausgeſetzt. 

3. Erſter Zweck öffentlicher Unternehmen iſt 
nicht Gelderwerb, ſondern Förderung des Wohls 
der Bürger und der Volkswirtſchaft. 

A4. Erſter Belang öffentlicher Verkehrsunter— 
nehmen ift nicht Geldbelang, ſondern ausreichende 
Befriedigung des Verkehrsbedürfniſſes, Betriebs- 
ſicherheit und Betriebsregelmäßigkeit. 

5. Die Ausſchaltung des Wettbewerbes, die 
Voranſtellung anderer Notwendigkeiten vor den, 
Geldbelang und die Betonung der Betriebsgleich⸗ 
mäßigkeit verurſachen Bureaukratismus und Wirt- 
ſchaftsmängel. Dies gilt unabhängig von der 
Frage, ob öffentlicher oder privater Betrieb vor— 
liegt. Es bedarf daher in beiden Fällen beſonderer 


Maßnahmen zum Ausgleich jener Mängel. Der 


Ausgleich iſt nachweislich auch bei öffentlichem 
Betriebe möglich und vielfach gelungen. Umgekehrt 
zeigen tatſächlich auch viele private Konzeſſions— 
betriebe die gleichen Mängel. 

6. Konzeſſionsbetriebe welcher Form immer 

zeigen ſo viele beſondere Mängel, daß etwa 
mit ihnen verbundene Vorteile weit überwogen 
werden. 


G. B. 


7. Das freie Wirtſchaftsunternehmen iſt auf 
unbegrenzte Dauer abgeſtellt und arbeitet daher auf 
fortgeſetzte Feſtigung und Verbeſſerung hin. Kon- 
zeſſionsunternehmen müſſen befriſtet ſein; ſie 
ſtellen fih daher notwendig auf Herausholung mög— 
lichſt großer Gewinne während der Konzeſſionsfriſt 
ein. Dies bedeutet wirtſchaftliche und techniſche Ber- 
nachlaſſigung der ferneren Zukunft. Gewöhnlichſte 
Folge dieſer Sachlage iſt die Notwendigkeit für 
den Konzeſſionsgeber, die Konzeſſion zu verlängern 
oder nach Rückerwerb des Unternehmens fo große 
Aufwendungen zu machen, daß der Ertrag für 
längere Zeit weſentlich ſinkt iwas wiederum zu 
jalſchen Urteilen über die Wirtſchaftlichkeit öffent⸗ 
lichen und privaten Betriebes führt). 

8. Bei Annäherung des Konzeſſionsablaufs 
werden insbeſondere nicht nur Ausbau und Er- 
neuerung, ſondern wird oft ſelbſt die Unterhaltung 
der Anlagen ſo vernachläſſigt, daß dieſe durch ihre 
grundſäthliche Nückſtändigkeit und ihre techniſche Ber- 
faſſung im grellſten Gegenſatze zum Stande der 
Technik und zu den Gepflogenheiten guter Betriebe 
des freien Wettbewerbs ſtehen. Falſche Heimfall— 
bedingungen verſchärfen dieſe Sachlage. 

9. Die Wirtſchaftlichkeit von Konzeſſions⸗ 
betrieben iſt im allgemeinen keineswegs günſtiger 
als die Wirtſchaftlichkeit vergleichbarer öffentlicher 
Betriebe, wenn kritiſch verglichen wird. 

10. Gründe, warum Konzeſſionsbetriebe teurer 
als öffentliche Betriebe wirtſchaften, liegen zutage. 
Konzeſſionsbetriebe ſind bei uns meiſt nicht Selbſt⸗ 
zweckunternehmen, ſondern von Bauunternehmen ge= 
ſchaffene und beherrſchte Tochterbetriebe, die ver⸗ 
pflichtet find, alle Anlagen, Erneuerungen und Er— 
weiterungen und vielen Belriebsbedarf von dem 
beherrſchenden Unternehmen zu beziehen, ſogar viele 
Lieferungen und Leiſtungen, die das beherrſchende 
Unternehmen nicht ſelbſt erzeugt. Für dieſes Abſatz⸗ 
monopol bedingt ſich überdies das beherrſchende 
Unternehmen meilt Monopolpreiſe aus; es ift be⸗ 
kannt, daß Konzeſſionsunternehmen wichtigen laufen⸗ 
den Bedarf zum Teil um 40 v. H. teurer als gleich⸗ 
artige öffentliche Unternehmen beziehen. Außerdem 
bedingen fih die beherrſchenden Unternehmen mög⸗ 
lichſt auch andere Vorgewinne und Sondergewinne 
aus: wertvollſte Aktienbezugsrechte, Vergütungen 
für Verwaltung (wobei es ſich mehr um Sicherung 
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der eigenen Belange, als um die Zwecke des ab⸗ 
hängigen Unternehmens handelt, da die abhängigen 
Unternehmen eigene, ausreichend beſetzte Verwal- 
tungen haben), Entſchädigungen für Planung, Gc- 
winnanteile und ähnliches. 


11. Die Vorabſchöpfung großer Gewinne zu— 
gunſten von Bau- und Liefer-Unternehmen, die das 
Konzeſſionsunternehmen beherrſchen, machen eine 
Gewinnbeteiligung des Konzeſſionärs leicht bedeu- 
tungslos und beeinfluſſen die Tarifgeſtaltung zum 
Schaden der Allgemeinheit. 


12. Der Privatunternehmer iſt nicht geneigt, 
den Betrieb nach allgemeinen Belangen zu regeln, 
wenn fein Gelderfolg darunter leidet. 


13. Der Privatunternehmer ſetzt ſich über die 
Kritik der Öffentlichkeit und der Parlamente, ſo— 
bald er ein Monopol innehat, weit mehr hinweg 
als die öffentliche Verwaltung. 


13a. Der Konzeſſionär beſitzt viele Wöglich— 
keiten, den Vückerwerb eines Konzeſſionsunter⸗ 
nehmens durch den Konzeſſionsinhaber zu verhindern 
oder wenigſtens zu erſchweren oder zu verteuern, und 
zwar nicht nur durch allgemeine Einflüſſe, ſondern 
auch durch die Art der Durchführung feiner Auf⸗ 
gabe, durch Verquickung des Unternehmens mit 
anderen Unternehmen oder durch Abhängigmachung 
des Betriebes von anderen Unternehmen. 

14. Der ganze Widerſtreit des öffentlichen und 
des privaten Belanges erfordert ſtarke konzeſſions⸗ 
mäßige Bindungen des Privatunternehmers. Dieſe 
Bind ungen äußern ſich in Genehmigungsvorbehalten, 
Einſichtsrechten, Aufſichtsrechten, Eingriffsrechten, 
Strafen und Konzeſſionsentziehung. Der öffent⸗ 
lichen Beeinfluſſung müſſen im beſonderen unter⸗ 
liegen: Unterhaltung, Erneuerung, Ausbau, Neun- 
bau, Einführung von Verbeſſerungen; Betriebs⸗ 
regelung (bei Bahnen: Fahrplan); Tarifgeſtaltung; 
finanzwirtſchaftliche Organiſation; ſoziale Organi⸗ 
ſation (Angeſtellten- und Arbeiterverhältniſſe, Rube- 
jtands⸗ und ſonſtige Fürſorge). 

15. Der Allgemeinheit muß ein erheblicher An⸗ 
teil an den Erträgen von Konzeſſionsunternehmen 
als Gegenleiſtung für die zumeiſt monopoliſtiſche 

Verleihung öffentlicher Rechte an Privatunter⸗ 
nehmer geſichert werden. Dies bedingt genaueſte 
Vorſchriften über Buchführung, Aufſtellung des Ub- 
ſchluſſes, über die ſchwierigen Fragen der Abſchrei— 
bung, Erneuerung, Tilgung und andere Punkte. 

16. Der Allgemeinheit muß die Möglichkeit 
oſfengehalten werden, Eigentum und Betrieb eines 
Konzeſſionsunternehmens in die öffentliche Hand 
zurückzulegen. Dieſe Erwerbs- oder Heimfall-Frage 
iſt mit febr ſchwierigen Zuſtands⸗ und Wertermitt⸗ 
lungen verknüpft, und bedingt Feſtſetzungen, die 
allen jenen grundſätzlichen und Durchführungs⸗ 
Schwierigkeiten gerecht werden ſollen, die mit um⸗ 
ſtrittenſten Begriffen, wie Anlagekapital, Selbſt⸗ 
koſten, Ertrag, Reingewinn, Verzinſung, unechten 
und echten Rücklagen und anderen ſchwierigen 
Sondeifragen verbunden ſind. 


17. Die Notwendigkeit jahrzehntelanger Kon⸗ 
zeſſionsfriſten ſchließt große Gefahren wegen der 
Unvorausſehbarkeit der techniſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Allgemeinentwicklung ein; ſomit können Maß⸗ 
nahmen, die im Augenblicke vorteilhaft erſcheinen, 
ſpäter nachteilig wirken und große Lücken entſtehen. 
Demgemäß iſt auch die Frage der Konzeſſionsdauer, 
die auch von der Rüdficht auf eine lohnende Wirt⸗ 
ſchaftsdauer und ein harmoniſches Verhältnis zu 
den Abſchreibungs- und Tilgungs⸗Zeiträumen be— 
ſtimmt wird, ſchwierig. 

18. Alle dieſe Umſtände haben zur Folge, 
daß die Konzeſſionsgeſetzgebung Schwierigkeiten tech⸗ 
niſcher, wirtſchaftlicher und rechtlicher Art einſchließt, 
die kaum ausreichend zu überwinden ſind. Es gibt 
bisher keine ausreichenden Löſungen und ſelbſt kaum 
Einzelverträge konzeſſionswirtſchaftlicher Art, die 
beide Teile dauernd befriedigen. Die Streitigkeiten 
aus Konzeſſionsverhältniſſen find demgemäß un⸗ 
zählig; ihre Entſcheidung jei es durch ordent— 
liche, ſei es durch Schiedsgerichte iſt aber eben⸗ 
falls meiſt ſehr ſchwierig und oft unbefriedigend, 
weil es ſich um Miſchfragen techniſch⸗wirtſchaftlich⸗ 
rechtlicher Art handelt und die Unvorausſehbarkeit 
der Entwicklung ins Gewicht fällt. Handelt es ſich 
um eine Konzeſſionswirtſchaft auf geſetzlicher Grund- 
lage, jo führt der Gegenſatz des öffentlichen Be⸗ 
langes zum privaten Erwerbsſtreben erfahrungs⸗ 
mäßig zu einem dauernden Kampfe zwiſchen Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung auf der einen Seite und 
dem Unternehmertum auf der anderen Seite, 
woraus nicht nur große Kraftverluſte, ſondern auch 
übelſte Erſcheinungen politiſcher Verderbnis und 
wirtſchaftlicher Abhängigkeit erwachſen. 


II. 
Die gemiſcht⸗wirtſchaftliche Anternehmung. 


1. Es iſt ein verhängnisvoller Irrtum, daß 
die gemiſcht⸗wirtſchaftliche Unternehmung m= 
beſchadet ihrer Anwendbarkeit in Einzelfällen, zu⸗ 
mal als Übergangsform zum öffentlichen Betrieb — 
ſelbſttätig die Nachteile der rein privaten Kon- 
zeſſionswirtſchaft beſeitige. Dieſer Irrtum ift Des- 
halb beſonders gefährlich, weil er die Wachſamkeit 
einſchläfert und zu einer läſſigeren und noch un⸗ 
genügenderen Behandlung der Konzeſſionsbeſtim⸗ 
mungen führt. 

2. Der dargelegte Widerſtreit öffentlichen und 
privaten Belanges bei Konzeſſionsunternehmen kann 
auch in der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unternehmung 
nicht aufgehoben ſein, weil das Prioatunternehmer⸗ 
tum zu einem weſentlichen Teile geldbeteiligt, die 
Urſache aljo beſtehen bleibt. Die Nachteile der Kon⸗ 
zeſſionswirtſchaft können alſo höchſtens gemildert 
werden, bleiben aber grundſätzlich beſtehen. 

3. Es iſt ein weiterer verhängnisvoller Irrtum, 
daß eine öffentliche Beteiligung einen entſprechen— 
den tatſächlichen Einfluß ſichere. Auch eine 
Stimmenmehrheit bedeutet keinen überwiegenden 
Einfluß des öffentlich⸗ rechtlichen Teilhabers. Den 
maßgebenden Einfluß übt tatſächlich der private 


Geſellſchafter, weil er im weſentlichen Verwaltung 
und Betrieb führt und dem Einſpruche des öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Geſellſchafters, falls dieſer hierzu über⸗ 
haupt genug Sachkenntnis und Einblick hat, meiſt 
mit dem Hinweiſe, daß er bei Einmiſchung die Ber- 
antwortung nicht übernehmen könne, erfolgreich be- 
gegnen kann. 

4. Sollte ſelbſt der öffentlich⸗rechtliche Ge- 
ſellſchafter aus der Beteiligung einen größeren Geld- 
gewinn ziehen als aus der Alleinbewirtſchaftung, 
ſo wäre dies grundſätzlich kein Ausgleich für eine 
anderweitige Schädigung des Allgemeinbelanges. 

5. Es iſt nicht anzunehmen, daß der öffentlich⸗ 
rechtliche Geſellſchafter aus der Beteiligung einen 
beſonders großen Ertrag zieht, denn der Hauptanteil 
des möglichen Ertrages wird in der Regel durch 
die Bau- und Liefervorrechte und ſonſtigen Vor- 
teile, die ſich der privatrechtliche Geſellſchafter 
auch bei der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unternehmung 
ſichert, vorabgeſchöpft. 

6. Dem verhältnismäßig geringen Einfluß und 
Ertrag entſpricht in der Regel keineswegs die Be- 
teiligung am Wagniſſe. Dem öffentlich rechtlichen 
Geſellſchafter wird vielmehr in der Negel die ent- 
ſchädigungsloſe Einbringung wertvollſter Rechte, 
3. B. Wegerechte, zugemutet, und es werden ihm 
häufig Sonderlaſten in Geſtalt von Kapitalzubußen 
und Zinsgewährleiſtungen aufgebürdet. Außerdem 
muß er ſeinen Kredit in beſonderem Umfang, meiſt 
ohne Sonderentſchädigung, in den Dienſt des Unter- 
nehmens, alſo auch des Privatbeteiligten, ſtellen, 
was in normalen Zeiten eine weſentliche Leiſtung 
bedeutet. 

7. Um dem öffentlichen Teilhaber einiger⸗ 
maßen gleiche Rechte und Vorteile wie dem be— 
teiligten Privatunternehmertum zu ſichern, müßte 
demgemäß völlige Unabhängigkeit des beteiligten 
Privatkapitals und ſeiner Vertreter von dem inter⸗ 
eſſierten Bau- und Lieferungs⸗-Unternehmertum Vor- 
ausſetzung fein. Mindeſtens aber müßte zugunſten 
der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unternehmung — und 
natürlich ebenſoſehr bei rein privaten Konzeſſions⸗ 
unternehmen — völlig freier Wettbewerb für jede 
Vergebung von Lieferungen und Leiſtungen geſichert 
und überhaupt jede einſeitige Vorabſchöpfung von 
Gewinnen verhindert ſein. Vereinbarungen von 
Lieferern, die auf Hochhaltung von Preiſen ab- 
zielen, müßten alfo verboten werden. Preisverein— 
barungen, die ſich ſchlechtweg auf die Selbſtkoſten 
der Lieferer gründen, ſind bekanntlich wegen der 
Strittigkeit dieſes Begriffes, wegen der Amgehbarkeit 
und wegen des mangelnden Zwanges, die Selbſtkoſten 
niedrig zu halten wo nicht des Anreizes, ſie hoch 
zu geſtalten „ unbrauchbar. 


III. 
Reichs- oder Privateiſenbahn? 
J. Vorteile des Privatbetriebes: 


Größere Zugdichte und Schnelligkeit auf einigen 
wenigen Strecken, aber nur, wo ein Wettbewerb 
mehrerer Geſellſchaften ſtatthat, teilweiſe beſſere 
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Zugausſtattung (nicht aber gleichgute Bahnhöfen, 
teilweiſe raſchere Einführung techniſcher Verbeſſe⸗ 
rungen, aber nur, wo Wettbewerb mehrerer Ge 
ſellſchaften vorhanden iſt. 


2. Nachteile des Privatbetriebes: 

Unwirtſchaftlicher Aufwand von Kapital und Be- 
triebskoſten, ſoweit Wettbewerb ſtatthat; 

Zerſplitterung der Verwaltung; 

höhere Bau- und Betriebskoſten; 

geringere Betriebsſicherheit; 

geldliche Inanſpruchnahme des Staates, wo die; 
Privatwirtſchaft verſagt verlorene Bauzuſchüſſe, 
Zinſendienſt, Wiederaufrichtung); 

unſtete und verworrene Tarifverhältniſſe; 

wilde Spekulation mit Konzeſſionen, Anteilen und 
Ländereien; 

Vernachläſſigung allgemeiner volkswirtſchaftlicher Er⸗ 
forderniſſe im Ausbau und in der Tarifgeſtaltung,; 

Begünſtigung einzelner Verkehrsbeteiligter, Aus- 
beutung der großen Maſſe; 

Mißbrauch der Eiſenbahngewalt zur Unterdrückung 
von Unternehmen und Gewerben, deren Mett- 
bewerb den privaten Beherrſchern der Bahnen 
mißliebig iſt; 

Druck der Eiſenbahnkönige auf Geſetzgebung und 
Verwaltung (Vanderbilt, Fick, Gould; Harriman. 
beherrſchte ein Drittel des ganzen Netzes der Ver- 
einigten Staaten, ſeine Erkrankung war eine 
Börſenkataſtrophe); 

Wißbrauch der Enteignungsgewalt; 

Unterdrückung anderer Verkehrsgelegenheiten; 

Aufkauf und Brachlegung von Kanälen oder Uut 
wandlung in Spekulationsland; 

fortgeſetzte ſchwere Kämpfe zwiſchen Geſetzgebung⸗ 
und Verwaltung auf der einen Seite und Bahn- 
unternehmern auf der anderen Seite. 


3. Vorteile des Staatsbetriebes. 

Sparſamkeit beim Bau (Anlagekoſten je Kilometer - 
Großbritannien 700 000 M., Frankreich 315 008 
Mark, Deutſchland 260 000 M.); 

keine Begünſtigung von Lieferern; 

Gleichheit und Gerechtigkeit der 
bedingungen, Tarifgerechtigkeit; 

Anpaſſung der Tarife an volkswirtſchaftliche Er⸗ 
forderniſſe; 

Vermeidung der Tarifüberſpannung aus Erwerbs⸗ 
ſtreben; 

größte Möglichkeit zentraler Verfügung zur Aus⸗ 
nutzung des rollenden Gutes; 

große Möglichkeiten der Erſchließung von Staats⸗ 
einnahmen (nach Wiederherſtellung normaler Ver⸗ 
hältniſſe und Anpaſſung der Tarife an die Geld⸗ 
entwertung); 

Verfügung über die Bahnen im Kriegsfall und bei 
Aufſtänden; 


Beförderungs⸗ 
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geringere Streikgefahr bei Staatsangeſtellten; 

weſeutlich größere Betriebsſicherheit, weil dieſe, nicht 
das Erwerbsſtreben erſtes Betriebserfordernis 
(Zahl der Verunglückten in Deutſchland nur ein 
Bruchteil der Vergleichsziffern für die Ber- 
einigten Staaten uſw.); 

Berückſichtigung ärmerer und neuzuerſchließender Ge⸗ 
biete beim Bahnbau; 

in normalen Zeiten geringere Kapitalzinskoſten; 


Offentlichkeit der Eiſenbahnpolitik und Wirtſchafts⸗ 
führung (für Privatbahnländer fehlt zumeiſt ſelbſt 
die Statiſtik); 

größere Möglichkeit zwiſchenſtaatlicher Abmachungen; 

planmäßigerer, gleichmäßigerer, ſtärkerer Ausbau des 
Netzes (deutſche Zunahme an Strecke und Roll- 
gut im Durchſchnitt ein Mehrfaches gegenüber 
Großbritannien und Frankreich); 

billigere Tarife für Perſonen und Güter. 


Revue der Preſſe. 


In der Hochkonjunktur, die ſich ſeit Kriegsende 
regelmäßig an jeden Valutaſturz anzuſchließen 
pflegte, liegen für die deutſche Wirtſchaft ſchwere 
Gefahren. Nicht nur deshalb, weil der innerliche 
Kern jeder ſolchen Konjunktur die allmähliche Ver⸗ 
äußerung der Sachwerte iſt, ſondern beſonders des⸗ 
halb, weil dieſe Konjunktur als abnorme Erſcheinung 
auch leicht dazu führt, die ſonſt üblichen Fortſchritte 
der wirtſchaftlichen, insbeſondere techniſchen Eut- 
wicklung zurückzudrängen. Dieſe Zuſammenhänge 
beleuchtet Pr. Felix Pinner im „Berliner 
Tageblatt“ 26. November) und weiſt in ſeinen 
Ausführungen beſonders auf den 


Zwang zum techniſchen Fortſchritt 


hin, den die ſchwierigen Produktionsverhältniſſe be 
ſonders in der amerikaniſchen Induſtrie ausgeübt 
haben. Er bezieht ſich auf die Feſtſtellung des 
Abg. Dr. Hugo, daß die deutſche Wirtſchaft nach 
außen hin keineswegs ſo konkurrenzfähig ſei, wie 
es für den flüchtigen Beobachter der Fall ſei. Der 
techniſche und ökonomiſche Aufbau der amerikaniſchen 
Induſtrie ſchalte nach dem Urteil großer deutſcher 
Induſtrieller, die ſich in Amerika perſönlich orien- 
tiert haben, die deutſche Induſtrie ohne große 
Schwierigkeiten aus. Dieſe Leiſtungsfähigkeit der 
amerikaniſchen Induſtrie ift nicht deswegen zuſtande 
gekommen, weil es der Induſtrie gut geht, weil 
ſie in der Lage iſt, große Ueberſchüſſe zu erzielen, 
und durch dieſe die techniſchen Verbeſſerungen zu 
finanzieren, ſondern umgekehrt gerade deswegen, weil 
es der amerikaniſchen Induſtrie ſchlecht geht, weil 
ſie fürchten mußte, ihre Wettbewerbsfähigkeiten 
vollends zu verlieren, wenn fie die Ungunft ihrer 
wirtſchaftlichen Bedingungen nicht durch techniſche 
Mehrleiſtungen ausgleichen würde. Die Schluß⸗ 
folgerungen, die für die deutſche Induſtrie gerade 
in der heutigen Zeit der Kataſtrophenkonjunkturen 
aus dieſer Entwicklung gezogen werden müſſen, zeigen 
noch deutlicher, daß unter den jetzigen Verhältniſſen 
nicht mit einer ſtarken techniſchen Vervollkommnung 
der Induſtrie aus ſich heraus gerechnet werden 
kann. Dem widerſpricht auch nicht die ſtarke Kon⸗ 
zentrationsbewegung, die nach dem Kriege einſetzte, 
da eine ihrer wichtigſten Urſachen das Beſtreben 
wär, fih anſtatt neue Anlagen bauen zu 


müſſen, auf dem Wege des Anſchluſſes die Bes 
nutzung bereits beſtehender Anlagen 
zu ſichern. Dr. Pinner zieht aus dieſen Ausführun⸗ 
gen den Schluß, daß höchſtens von oben her, auf 
dem Wege der Vationaliſierung der Produktion, 
ein Ausgleich geſucht werden könne. Eine zu weit⸗ 
gehende ſteuerliche Schonung der Induſtrie werde 
gleichfalls nicht dazu angetan ſein, ihre techniſche 
Ausgeſtaltung ſonderlich anzuregen. Auf den Weg 
des techniſchen Fortſchritts wird nur diejenige In⸗ 
duſtrie gezwungen, die um ihre Wettbewerbsfähig⸗ 
keit, ja um ihr ganzes wirtſchaftliches Daſein 
kämpfen muß. Die „Voſſiſche Zeitung‘ 
(25. November und 1. Dezember) beſchäftigt ſich 
eingehend mit der 


Deroute am Weltfrachtenmarkt. 


Im Zuſammenhang mit dem Einjezen der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe hat ſich am Schiffahrtsmarkt gleichfalls 
eine Stockung bemerkbar gemacht, die nahezu zum. 
völligen Zuſammenbruch geworden iſt. Die Frachten⸗ 
ſätze halten ſich bis zu 50% unter den Friedens⸗ 
ften, obwohl die Wannſchaftslöhne, die Hafen⸗ 
koſten und insbeſondere die Preiſe für Vunker⸗ 
kohlen auf ein Vielfaches der Vorkriegsſätze ge⸗ 
ſtiegen ſind. Die Bunkerſätze abſorbieren allein 
mehr als die geſamten Speſen vor dem Kriege be⸗ 
trugen. Dabei ift man in internationalen Schiff- 
fahrtskreiſen der Anſicht, daß der Tiefſtand an 
Weltfrachtenmarkt noch lange nicht ge ich k 
iſt. Die Schiffseigner kommen nach und nach zu 
der Ueberzeugung, daß die einzige Möglichkeit einer 
Beſſerung dadurch gegeben iſt, daß ein großer Teil 
der zur Zeit am Weltmarkt ſchwimmenden Tonnage 
völlig aus dem Verkehr gezogen wird. Die Uus- 
ſichten für eine Geſundung am Schiffahrtsmarkt 
hängen vollſtändig davon ab, welche Ausſichten man 
dem Welthandel ſelbſt zuerkennen will. Saniert 
man die Weltwirtſchaft und erſchließt man insbe⸗ 
ſondere auf irgendeine Weiſe die großen Abſatz⸗ 
märkte von Mittel- und Oſteuropa, gibt man auch 
Deutſchland wieder die Möglichkeit, als Käufer auf 
dem Weltmarkte aufzutreten, dann muß das ganz 
naturnotwendig auch zu einer Belebung des Welt- 


“perfehrs und damit der Weltſchiffahrt führen. Be- 


ſonders ſchwer leiden unter dieſen Verhältniſſen die 


— 415 — 


Vereinigten Staaten von Nordamerika, die ſich erſt 
während des Krieges eine nennenswerte Handels- 
flotte geſchaffen haben. Es ſtellt ſich jedoch mehr 
und mehr heraus, daß der Stolz der Nation 


„Amerikas Luxusflotte“ 


eine recht koſtſpielige Sache iſt. Vor zwei Jahren, 
als in Europa ein empfindlicher Mangel an 
Handelstonnage herrſchte, hätte die amerikaniſche 
Regierung ihre überzähligen Handelsſchiffe ziemlich 
vorteilhaft, d. h. mit nur geringem Verluſt, ver- 
kaufen können. Sie hat damals diefe günſtige Ge- 
legenheit verſtreichen laſſen. Dieſer Fehler hat ſich 
ſchwer gerächt. Dazu fam, daß ſich niemand ſcheute, 
Das Shipping board als einträgliche Sinekure zu 
betrachten. Nach einer Mitteilung des neuen Vor: 
ſitzenden hat dieſe Schiffahrtsbehörde, durch deren 
Hände viele Willionen von Dollars gingen, ſo 
gut wie gar keine Bücher ee 1 
daß ſich die Geſamtſumme der verſchlenderten Gelder 
erſt etwa nach Jahresfriſt dürfte feſtſtellen laſſen. 
Als eine wahrhaft exotiſche Blüte dieſer Mihwirt- 
ſchaft kann es wohl gelten, daß eines Tages ein 5000- 
Tonn endampfer einfach geſtohlen und nach Afrika 
entführt wurde. — Die „Bauwelt“, Berlin, 
(Heft 49 vom 8. Dezember) beſpricht die 


Abhilfemöglichkeiten der Waggonnot. 


Trotzdem der Froſt die Verladung von landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen einſchränkt, iſt noch immer keine 
merkbare Beſſerung in der Waggonſtellung ein⸗ 
getreten. Ein Referent des Neichsverkehrsminiſte⸗ 
riums hat kürzlich auf einer Sitzung des deutſchen 
Kalkbundes die Gründe für den Waggonmangel aus⸗ 
führlih dargelegt. Er kommt zu dem Schluß, daß 
die lange Umlaufzeit der Wagen die Haupt⸗ 
urſache ift. Vor dem Kriege betrug dieſe durch— 
ſchnittlich dreieinhalb Tage. Heute, unter der Herr- 
ſchaft des Achtſtundentages, iſt ſie auf ſieben bis 


acht Tage geſtiegen. Dem dadurch her⸗ 
vorgerufenen Mangel könne keine noch ſo 
ſtarke Vermehrung des Wagenparkes abhelfen, 


vielmehr ſei dieſe letzten Endes nur geeignet, zu 
einer Verſtopfung der Güterbahnhöfe beizutragen. 
Schnelle Entladung und unverzögerte Beladung ſei 
das Haupterfordernis. Dabei müſſen die Schwierig⸗ 
keiten fallen, die dem Arbeitgeber durch die unter 
ſolchen Umſtänden notwendig werdenden Ueber- 
ſtunden und ihre Genehmigung bei den Gewerbe- 
inſpektionen bereitet werden. Es hat ſich gezeigt, 
daß die hohen. Wagenſtandgelder nicht den erwünſch⸗ 
ten Einfluß ausüben. Die „Deutſche All⸗ 
gemeine Zeitung“ (22. November) bringt in 
ihrem volkswirtſchaftlichen Teil eine Zuſammen⸗ 
ſtellung über das Verhältnis zwiſchen 
Mark und Franc, 

Bon allen ehemaligen Verbündeten leidet Frankreich 
am ſtärkſten unter den chaotiſchen deutſchen Wirt- 
ſchaftszuſtänden, da das weſentlichſte Aktivum ſeines 
Budgets die deutſche Zahlungs⸗ und Leiſtungsfähig⸗ 
keit if. Um eine zuverläſſige Vergleichsbaſis zu 


erhalten, muß man die Geſtaltung der Valuten 
an einer neutralen, z. B. der Züricher Börje be- 
trachten. Sämtliche Deviſen erlitten in dieſem 
Jahre an der Züricher Börfe eine Entwertung. 
Nimmt man die Mark als Grundlage einer Prozent- 
uzm 11. November ihrem tiefſten Stand 
um 9,65 Schweizer Franken oder um 84,3 ga, das 
engliſche Pfund um 3,15 Schweiger Franken oder 
13,1 %, der franzöſiſche Franken um 9 Schweizer 
Franken oder 18,900, die italieniſche Lire dagegen 
nur um 2,40 Schweizer Franken oder 9,9% und 
endlich der holländiſche Gulden um 27,25 Schweizer 
Franken oder 12,90% verſchlechtert hat. Der Rüd- 
gang der franzöſiſchen Valuta iſt alſo nach Schweizer 
Bewertung doppelt ſo groß wie der der italieni- 
ſchen, und übertrifft den der engliſchen und Hol- 
ländiſchen Valuten ſehr weſentlich. In der 
„Frankfurter Zeitung“ (20. November) be- 
ſchäftigt ſich Direktor Kohlwage, Hannover, 
mit der 


Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 


Dieſe Kaſſe, die als Zentralgeldausgleichſtelle für 
das geſamte preußiſche Genoſſenſchaftsweſen beſtimmt 
war, iſt nicht in der Lage geweſen, dieſen Zweck 
auszufüllen. Die größten deutſchen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften, ſoweit ſie im Allgemeinen Verband-Berlin 
vereinigt ſind, arbeiten mit der Dresdner Ba n, k. 
Auch die Reiffeiſenkaſſen haben ſich von der 
Preußenkaſſe losgelöſt, ſo daß ihr heute im weſent⸗ 
lichen nur noch die landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften des früheren Offenbacher Verbandes treu- 
geblieben finds. Aber auch ein beträchtlicher Zeil 
dieſer Kundſchaft arbeitet gleichzeitig mit anderen 
Geldinſtituten. Dazu kommt noch, daß die Spar⸗ 
kaſſen, die vielfach in durchaus befriedigender Weiſe 
mit der Preußenkaſſe gearbeitet haben, immer mehr 
auf die Girozentralen übergehen. Angeſichts der 
großen Aufgaben, die das Genoſſenſchaftsweſen in 
der nächſten und ferneren Zukunft zu löſen haben 
wird, ift es aber dringend. notwendig, eine Stelle 
zu haben, die den urſprünglichen Gedanken eines 
Zentralgeldausgleichsinſtitutes brauchbar in die 
Praxis umſetzt. Man wünſcht zu dieſem Zwecke 
vielfach eine Amgeſtaltung der Preußen⸗ 
kaſſe. Insbeſondere wendet man ſich gegen den 
bürokratiſchen Standpunkt dieſes reinen Staats⸗ 
inſtitutes, das die mit ihm arbeitenden Kreiſe viel- 
fah als die nachgeordneten Stellen an- 
ſieht. Zu dieſem Zwecke könnte die Umwandlung 
in eine Aktiengeſellſchaft mit 150—200 Millionen 
Mark Kapital unter Aktienübernahme durch den 
preußiſchen Staat in Frage kommen. Man könnte 
dem Staat auch vielleicht einen Einfluß durch Ueber- 
gabe von Vorzugsaktien mit mehrfachem Stimm⸗ 
recht ſichern. Oder es bliebe als letzter Ausweg, 
wenn eine derartige Umgeſtaltung der Preußenkaſſe 
nicht möglich ſein ſollte, die Gründung eines eigenen 
Zentralgeldinſtitutes durch die Zentralkaſſen 
neben der Preußenkaſſe. Lehrreiche Beiſpiele 
zu dem Kapitel 


Die Vertragstreue der Induſtrie 
bringt das „Berliner Tageblatt“ (22. No⸗ 
vember). Es handelt ſich um ein Schreiben einer 
Hamburger Erportfirma, in dem dieſes ſeine Gr- 
fahrungen mit mehreren Werken der Schwerindu— 
ſtrie aus verſchiedenen Teilen Deutſchlands mitteilt. 
Sämtliche Werke haben ihre Vertragsverpflichtungen 
verletzt und dadurch den Exporteur dem ausländi- 
ſchen Abnehmer gegenüber in eine ſehr ſchwierige 


Lage gebracht. In einem ebenfalls mitgeteilten 
Schreiben ſchildert ein Neiſender die Wirkungen 


eines ſolchen Vorgehens im Ausland, in DiejenL 
Falle in England. Bei aller Freundlichkeit be— 
gegne man hier einem Mißtrauen dem deutſchen 
Kaufmann gegenüber, daß die ausländiſchen Ein— 
käufer zu anderen Firmen führe, ſelbſt wenn ſie 
hier bis zu 20% mehr zu zahlen haben. Dies Miß⸗ 
trauen ijt um fo ſtärker, als mau im Ausland weiß, 
daß das Beſtreben der Lieferwerke, von ihren Ver— 
trägen freizukommen, fait ſtets nur auf Pro⸗ 
fitgier zurückzuführen iſt. Es iſt natürlich bekannt, 
daß auch die Vertragstreue ausländiſcher Fimen 
ins Wanken gerät, wenn die Gunſt der Verhältniſſe 
einen Vertragsbruch als beſonders profitabel er— 
ſcheinen laßt. Treu und Glauben im Handel hat 
ſich aber bekanntlich daraus entwickelt, daß die 
Händler einſahen, daß ſie unter Beobachtung dieſer 
Grundſätze auf die Dauer beſſere Ge- 
ſchäfte machen als bei Außerachtlaſſung derſelben. 
Es ſcheint erſt wieder bitterer Erfahrungen zu be— 
dürfen, um dieſe Grundſätze von neuem zu eta- 
blieren. — Die deutſche Wohlfeilheit, die der Grund 
des deutſchen Ausverkaufs ift, erſtreckt ſich auch 
auf Gebiete, an die man zunächſt kaum denken würde. 
So hat die 
billige deutſche Fracht, 


wie es in einer Zuſchrift an die „Frankfurter 
Zeitung“ (20. November) heißt, im Fluß der 
internationalen Warenſtröme gerade in der letzten 
Zeit recht merkwürdige Veränderungen hervorge— 
rufen. Bekanntlich bezog die Schweiz vor dem 
Kriege den größten Teil ihrer Auslandszufuhren 
von Getreide über Genua und den Rhein, während 
des Krieges traten die franzöſiſchen Rhonehäfen 
als Umſchlagsſtellen hinzu. Jetzt iſt ſelbſt die Lira 
der Mark gegenüber ſo teuer geworden, daß es ſich 
für die Schweiz billiger ſtellt, Getreide nach Ham- 
burg zu nehmen, dort in Eiſenbahnwagen umzu— 
ſchlagen und durch ganz Deutſchland mit der Bahn 
befördern zu laſſen. Noch eigenartiger iſt es, daß 
ſelbſt Holland für ſeinen Inlandsbedarf ähnliche 
Wege wählt. Zwar iſt die Seefracht nach Hamburg 
einige Cents teurer als nach den holländiſchen Gec- 
häfen, aber dieſer Unterſchied wird trotz der 
erheblich längeren in Frage kommenden Landſtrecke 
innerhalb Deutſchlands durch die Billigkeit der 
in Cents umzurechnenden deutſchen Markfracht mehr 
als ausgeglichen. Es nehmen deshalb zur Zeit 
nicht ganz unbeträchtliche Mengen Getreides nach 
Holland den Weg über die deutſchen Häfen und 
Bahnen. Bei einer Verſchärfung dieſes Zuſtandes 
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läge die Erwägung nicht fern, ob man nicht auch 
für Dienſte (Bahnfrachten, Hafengebühren u. a. m.) 
Valutazuſchläge ähnlicher Art einführen ſollte, 
wie für Waren. Ueber die 


Verſchleppung des Liquidationsſchädengeſetzes 


klagt eine Zuſchrift an die „Voſſiſche Zei- 
tung“ (26. November). Sie macht insbeſondere 
darauf aufmerkſam, daß nicht nur für die Beſitzer 
der ſequeſtrierten Papiere durch die Hinauszöge⸗ 
rung der Schlußabrechnung febr große Schwierig⸗ 
keiten entſtehen da die ſogenannte Vorentſchädi⸗ 
gung durch die Spruchkommiſſion nur in den ſelten⸗ 
ſten Fällen einen nennenswerten Betrag erreicht —, 
ſondern daß dieſes Verſchleppen auch dem Reiche 
ſelbſt mehrere Milliarden koſtet. Die Redaktion 
weiſt in einem Zuſatz darauf hin, daß die Ent=- 
ſchädigung durch den Friedensvertrag feſtgelegt ſei, 
daß die deutſche Regierung das zu vergüten habe, 
was ihr auf Neparationskonto gutgeſchrieben werde, 
und daß die Abrechnung hierüber von Ententeſeite 
in den meiſten Fällen nicht zu bekommen geweſen 
jci. Sie ſchlägt indeſſen zur ſchnelleren und em- 
facheren Regelung den Weg eines heimatlichen 
Akkordes zwiſchen dem Reich und dem Wertpapier- 
befiger vor. 


Umschau. 


Schon vor dem Tendenzum- 
schwung am Devisenmarkt sind 
in einer ganzen Reihe von Fällen bei Banken und 
Bankfirmen Verluste von außerordentlichem Umfang 
eingetreten, durch leichtsinnige, zum Teil wohl auch 
fraudulöse Devisenoperationen einzelner Bevollmäch- 
tigter der betreffenden Institute oder Firmen. Nicht 
immer werden solche Vorkommnisse der Öffentlich- 
keit bekannt, jedoch die Fälle aus Këln, Düsseldorf 
und München, die in der letzten Zeit in den Fach- 
kreisen und zum Teil auch in der Presse lebhaft 
erörtert worden sind, genügen, um den Blick auf 
einen der schwersten Übelstände in der jüngsten 
Entwicklung des deutschen Bankwesens zu lenken. 
Die Devisenhändler sind nach dem Kriege bei den 
Banken und Bankfirmen außerordentlich gesuchte 
Kräfte geworden. Der Devisenhandel und die Devisen- 
arbitrage haben ja eine Ausdehnung erfahren, bei der 
das Fehlen an geschulten und geeigneten Kräften für 
dieses Arbeitsfeld eine ganz natürliche lerscheinung 
war. Nun haben sich manche jungen Leute diesem 
dankbaren Feld in der bankgeschäftlichen Arbeit zu- 
gewendet, und sobald jemand mit einigem Geschick 
und Erfolg, bei dem neben dem Geschick auch das 
Glück eine Rolle spielte, einige Zeit auf diesem Ge- 
biete tätig war, wurde er eine viel umworbene Kraft. 
Man hat diese neuen Devisenhändler, um die sich 
die Bankfirmen und Banken geradezu rissen, in der, 
Handelspresse mit leichter Ironie, aber recht zu- 
treifend, die „Primadonnen des Bankfaches“ 
genannt. Die außerordentliche Höhe der Summen, 
die bei glücklichen Devisenoperationen verdient wor- 
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den sind, hat die Direktionen der Banken ebenso wie 
die Leiter mancher Privatbankgeschäfte veranlaßt, 
keine Mittel zu scheuen, um erfolgreiche Devisen- 
händler dauernd an sich zu fesseln. Auf der anderen 
Seite hat dieses Werben natürlich die Ansprüche 
dieser jungen Leute ständig gesteigert, und zwar nicht 
nur die Ansprüche in der Bezahlung, sondern auch 
diejenigen, die sich auf die Stellung und die Voll- 
machten bezogen, die sie im Betriebe zu erhalten 
wünschten. So wurden nicht selten erfolgreiche 
Devisenhändler zu Partnern in Privatbankfirmen 
oder zu Direktoren, Filialdirektoren oder stellver- 
tretenden Direktoren bei Banken, ohne daß in jedem 
einzelnen Falle die Prüfung vorgenommen wurde, die 
in bezug auf Vielseitigkeit des Könnens und vor 
allen Dingen auch in bezug auf Zuverlässigkeit des 
Charakters bei der Besetzung derartiger verantwor- 
tungsvoller Posten erforderlich ist. Das Ergebnis 
dieses Werbens um die erfolgreichen Devisenhändler 
war denn auch, daß in manchen Fällen Kräfte, die 
nach Vorbildung, Alter und Charakter nicht geeignet 
waren, die Verantwortung für das Wohl und Wehe 
einer Unternehmung zu tragen, mit einer solchen 
Verantwortung betraut wurden. Das war ein Ver- 
fahren, das in einzelnen Fällen bis zur Untergrabung 
der Existenz von Unternehmungen geführt hat. Nach- 
dem jetzt einige Kinder in den Brunnen gefallen 
sind, wird man hoffentlich auch in der Auslese der 
Persönlichkeiten für leitende Stellungen im Bank- 
fach wieder etwas vorsichtiger werden. Man wird 
sich stärker der Notwendigkeit bewußt werden, nicht 
nur sich durch den Erfolg, der der Gewandheit oder 
dem Glück zu danken ist, blenden zu lassen, sondern 
vor allen Dingen auch die Voraussetzungen in bezug 
auf den Charakter sorgfältig zu prüfen. Abgesehen 
von dieser Verbesserung der Auslese dürften die Er- 
fahrungen der jüngsten Zeit aber auch gerade für 
das Devisengeschäft einigen Anlaß bieten, die gegen- 
seitigen Kontrollen innerhalb des Bankverkehrs 
stärker auszubauen. Denn nur ein schr weit- 
gehendes System der Überwachung der Geschäfts- 
gebahrung der einzelnen verantwortlichen Persön- 
lichkeiten kann vor dem Entstehen von Verpflich- 
tungen schützen, die einem Unternehmen in weit 
höherem Grade gefährlich werden köunen, als alle 
Defraudationen von Bankkassierern alten Stiles. 


Herr Dr.W. Engelhard -Berlin schreibt: 
Kriesnoten sind heute kaum mehr wert 
als Kosciuskonoten, heute, nachdem das Reichs- 
gericht zugunsten des Reiches entschieden hat. Drei 
Tage vor der Entscheidung wurden sie noch von 
vager Spekulation mit 46 bewertet. Der Spruch 
des Reichsgerichts bestätigte im wesentlichen die 
Entscheidung des Kammergerichts. Die Argumente 
des Reiches waren dabei genau so knapp und klar, 
wie der verhängnisvolle Aufdruck auf den Zetteln 
irreführend; der Text auf den Kriesnoten: „Die 
deutsche Reichsbank übernimmt die Gewähr für die 
Einlösung der Scheine der polnischen Darlehns- 
kasse in deutscher Mark zum Nennwert‘, die Argu- 
mente des Reichsfinanzministeriums: Die Einlösungs- 


Kriesnoten. 


pflicht des Reiches besteht dem Einzelinhaber gegen- 
über nicht. Es ist lediglich Bürge für die polnische 
Landesdarlehnskasse. Diese wurde infolge des Rück- 
zugs nicht liquidiert, sondern von Polen weiterbe- 
trieben. Die polnische Darlehnskasse hatte Gut- 
haben in Deutschland. Mit diesen wirtschaftete man 
extensiv, schritt nicht zu ciner Repartierung. Man 
löste zum Nominalbetrag ein, bis die Guthaben aut- 
gebraucht waren. Eine gewisse Rücksichtslosigkeit, 
nur unter dem Gesichtswinkel der derzeitigen Finanz- 
lage verständlich, setzte von da ab ein. Das Reich 
stützte sich auf formales Recht, siegte beim Rammer- 
gericht und jetzt beim Reichsgericht. Seine Beaut- 
tragten operierten dabei in den Prozessen geschickter, 
als sie es sonst im Durchschnitt zu tun pflegen. — Das 
Wiederaufbauministerium brachte kurz vor dem 
Kammergerichtsurteil das Verdrängungsschädengesetz 
ein. Nachträglich und mit der übrigen Materie des 
Gesetzes nicht ganz verwachsen fügte es einen Para- 
graphen dazwischen, der mit 25 Mill. M. einen Härte- 
ausgleich unter den Kriesnotenbesitzern ermöglichen 
soll. Der unabänderliche Spruch des Reichsgeciclits 
hat die Situation nun klar umschrieben. Die durch 
die Umstände des Erwerbs gerechtfertigten Ost- 
deutschen werden auf Grund des Verdrängungs- 
schädengesetzes (über die Erhöhung des 25 Mill. M. 
Betrages wird das Reich mit sich reden lassen) mit 
einem blauen Auge davonkommen. Die spekulativen 
Erwerber und diese sind weit in der Überzahl 
besitzen gegenwärtig Kosciuskonoten. 


Is. Wiener Börsen- Wir kennen es von der Berliner 

streik. Börse her, daß durch behörd- 
liche Eingriffe und Maßnahmen im regelmäßigen. 
Börsenbetrieb Störungen hervorgerufen werden, die 
weniger in der Tendenz dieser Maßnahmen als tiel- 
mehr in ihrer tatsächlichen Auswirkung begründet 
sind. Wie die Wiener Börse den deutschen Plätzen 
in der Kursgestaltung als Beispiel dient, so zeigt 
sie auch bei anderer Gelegenheit ihre Über- 
legenheit in der Sucht zum Extremen. Das riesen- 
große Loch in dem deutsch-österreichischen Budget 
hatte den neuen Finanzminister Dr. Gürtler zu- 
sammen mit seinem ersten Mitarbeiter Dr. Rosen- 
berg (der aus der Bankwelt (!) hervorgegangen 
ist) veranlaßt, dem Nationalrat einen Gesetzentwurl 
über die Erhebung einer Börsenkopfsteuer von je 
100 Goldkronen pro Monat zu unterbreiten. Dieser 
Gedanke, der inzwischen Gesetz geworden ist, hatte 
bei den ahnungslosen Börsenbesuchern einen solchen. 
elementaren Sturm der lintrüstung hervorgerufen. 
daß sie einen sofortigen Börsenstreik proklamierten, 
der beinahe eine Woche lang angehalten hat, aller- 
dings mit der einzigen, nicht beabsichtigten Wirkung, 
daß eine weitere Erhöhung des Steuersatzes erwogen 
wurde. Man wird die Empörung der Besucher des 
Schottenringes über diese allerdings höchst merk 
würdige Steuer gefühlsmäßig verstehen können, ohne 
die Form ihrer Abwehr billigen zu müssen. Ganz 
abgesehen davon, daß hier ein Staat seine eigene, 
augenblicklich in Geltung befindliche Währung des- 
avouiert, wie es die Festsetzung eines Steuersatzes 
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in Gold kronen bedeutet, ist dieses Gesetz mit seiner 
radikalen Gleichstellung von wirtschaftlich Starken 
und Schwachen jeder Großbankdirektor wird 
ebenso behandelt wie der kleinste P’iuschmakler oder 
auch Bote eine Steuer der primitivsten Art. Man 
kann die Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften hierzu «deshalb wohl nur aus der Psyche 
heraus verstehen, die sich in einem Staate breit macht, 
in dem die sozialen Gegensätze als Folge einer bei- 
spiellosen Valutaentwertung so ungeheuerlich kraß 
geworden sind wie jetzt in Deutschösterreich. Der 
immer wachsenden Schicht, die sich nur noch mühsam 
vor dem Verhungern schützen können, steht nur eine 
kleine Anzahl durch Jobberei verdienender Personen 
gegenüber, «deren offen zutage tretender Luxus- 
konsum zwangsläufig eine Mißstimmung gegen die 
zur Folge haben muß. Das Volksempfinden 
macht dabei nicht den notwendigen Unterschied 
zwischen dem Kreis der an der Börse Interessierten 
überhaupt und den Börsenbesuchern selbst. Aus dem 
zu einem Teil richtigen Gedanken heraus, daß die 
großen Gewinne aus dem lffektengeschäft haupt 
sächlich den Börsenbesuchern zufließen, die doch 
meistens nur Beauftragte eines weit größeren 
Kreises sind, muß diese Kopfsteuer entstanden und 
vom Nationalrat genehmigt sein, der sich dabei der 
schadenfrohen Zustimmung der Volksmenge sicher 
war. Hierfür spricht auch der ungeheure Satz von 
100 Goldkronen, der rund 135000 Papierkronen aus- 
macht. Selbst wer zugibt, daß die Banken und ein- 
zelne besonders glücklicheMitglieder der berufsmäßigen 
Spekulation diese Summe jeden Monat auf- 
bringen können, wird es für unbillig halten, einen 
ganzen Berufszweig mit einer Sondersteuer in diesem 
Umfange zu belasten. Gewiß sollen die besonders 
gut verdienenden Beruiszweige mehr Steuerlasten 
als andere tragen; es bleibt aber unverständlich, 
warum in den Verhandlungen der Wiener Börsen- 
kammer mit dem Ausschuß des Nationalrates andere, 
weit vernüuftigere Vorschläge unbeachtet geblieben 
sind. So ist beantragt worden, der Wiener Börse 
eine Gesamtsteuer aufzuerlegen, die durch die Börsen- 
kammer selbst unter die Mitglieder der Vereinigung 
nach einem der Leistungsfähigkeit entsprechenden 
Schlüssel umgelegt werden soll. Dieser Vorschlag 
hätte dem Staat, dessen dringender Geldbedarſ 
durchaus alle Steuerwünsche verständlich erscheinen 
läßt, die gleiche Summe eingebracht und gleichzeitig 
alle Ungerechtigkeiten, die aus der jetzigen Fassung 
entstehen, vermieden. Seine Verwirklichung wäre 
auf wesentlich geringeren Widerstand gestoßen und 
hätte den grundsätzlich anders gearteten Bestre- 
bungen, ähnlich wie in Deutschland, die Spekulations- 
gewinne an der Quelle zu eriassen, nicht Abbruch zu 
dahingestellt 


Börse 


tun brauchen. Trotz alledem muß 
bleiben, ob bei der geistigen Vorrechtstellung, die 
die Börsenbesucher für sich in Anspruch nehmen, 
das gefühlsmäßig verständliche, vernunftgemäß aber 
falsche und lediglich impulsiven Gefühlsmomenten 
entspringende linstellen der Börsentätigkeit richtig 


gewesen ist. Es hat nachträglich den Anschein, als 
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wenn ohne den Streik die Lage nicht unnötig ver- 
schärſt und clie Möglichkeit einer Verständigung 
größer gewesen wäre. Außerordentlich merkwürdig 
ist übrigens, daß der radikale Zug, der durch dieses 
Gesetz geht, so stark ist, daß auch die Journa- 
listen, die lediglich an der Börse ihrer wirtschaft- 
lichen Publikationspflicht genügen, getroffen und 
sie in die Besteuerungspilicht mit einbezogen sind. 
bleibt ein trauriges Zeichen der moralischen 
Stumpfheit, daß die Standes- und Berufsorganisation 
der Wiener Journalisten hiergegen nicht in corpore 
protestiert hat, sondern, daß als einziger 

der Vertreter einer Berliner Börsenzeitung den Mut 
aufgebracht hat, öffentlich zu erklären, die Börsen- 
räume nicht mehr zu betreten, bis diese Bestimmung 
abgeändert worden ist. Aber die Erregung der 
Wiener Börsenbesucher hatte noch eine zweite, nicht 
minder berechtigte Ursache. Ähnlich wie in Deutsch- 
land hat man auch in Deutschösterreich von allen 
möglichen amtlichen Stellen scit Monaten immer 
wieder spekulative Betätigung als verdammenswert 
hingestellt und damit auch zeitweise die gewünschten 
Erfolge erzielt. In den kritischen Börsenstreiktagen 
erklärte derselbe Finanzminister Dr.Gürtler zum 
Entsetzen und zur Überraschung aller, daß die Ef- 
fektenkurse, am Stande der österreichischen Valuta 
gemessen, noch längst nicht hoch genug erscheinen. 
Die Wiener Börse hat ihm bei der Wiedereröffnung 
Die Nurse kletterten 10000- 
kronenweise in die Höhe. Der Wiener Börsenstreik 
mit den damit verbundenen Ereignissen lehrt uns. 
daß kein Unsinn groß genug ist, um nicht in die Tat. 


Es 


prompt geantwortet: 


umgesetzt zu werden. 


Allmählich beginnt wieder Ord 
in unsere Wirtschaftssta- 
Man widmet 


red. Wirtschafts- 


eyi nung 
statistik. S 


tistik einzukehren. 
ihr mehr Aufmerksamkeit und es sind seit Kriegs- 
ende bereits zweifellos sehr beträchtliche Fortschritte 
besonders auf dem Gebiete der Außenhandelssta- 
tistik gemacht worden. Aber noch immer befinden 
wir uns auch über die selbstverständlichsten Wirt- 
schaitsgrundlagen im unklaren, da die statistischen 
Angaben aus der Vorkriegszeit, die wir besitzen, fast 
völlig unbrauchbar für jede Art von Vergleich gc- 
worden sind. Is ist deshalb außerordentlich zu be- 
grüßen, wenn man jetzt wieder einmal an eine syste- 
matische große Erhebung über die Wirtschaftsgrund- 
lagen herangehen will. Das statistische Reichsam‘, 
das den Gedanken einer Gesamtinventur der deut- 
schen Wirtschaft, d. h. Volks-, Berufs- sowie gewerb- 
lichen und landwirtschaftlichen Betriebszählung pro- 
pagiert, darf der wärmsten Unterstützung aller wirt- 
schaftlichen und wissenschaftlichen Kreise sicher sein. 


. 
Man ist gewöhnt, die außer- 
ordentlich starke Konzentra- 
tionsbewegung, die sich in der 
Nachkriegszeit in der deutschen Industrie vollzogen 
hat, im wesentlichen auf das Konto wirtschaftlicher 
Notwendigkeiten zu setzen. Die Zerstörung der wirt- 
schaftlichen Einheit großer Betriebe, die zur Ergänzung 


r. Transaktionen 
im Sichelkonzern. 


n 


OT 


zwang, Verlust von Rohstofibezugsquellen oder Ab- 
satzmöglichkeiten, der nach der Lage der Dinge auch 
nur durch Angliederung oder Anlehnung ausgeglichen 
werden konnte, Kapitalüberfluß und Kapitalarmut, 
Nationalisierungs- und Sparsamkeitsrücksichten ha- 
ben bei der großen Mehrzahl der Zusammenschlüsse 
als treibendes Moment eine Rolle gespielt. Aber es 
gibt auch anders geartete Nonzernbildungen. Sie 
tragen den Stempel der Persönlichkeit des Gründers. 
Finanziers und Händler sind die neuen kapitalisti- 
schen Unternehmer größten Stils, deren Werk ein 
ebenso wesentliches und bedeutungsvolles Charak- 
teristikum der Nachkriegsentwicklung ist wie die 
INonzentrationsvorgänge, die oben angedeutet wurden. 


Ein besonders treffendes Beispiel für einen solchen 
Unternehmer ist Alfred Ganz, der alleinige Ge- 
schäftsinhaber der Julius Sichel und Co., Kommandit- 
gesellschaft auf Actien in Mainz. Noch 1918 war er 
der alleinige Geschäftsinhaber einer Firma mit, 2,5 
Mill. M. Kapital. Der Gegenstand des Unternehmens 
war: Ein- und Verkauf von Eisen und Metallen aller 
Art in fertigem, hälbfertigem und rohem Zustande, 
Herstellung aller Arten von Blei- und Zinkfabrikaten 
in reinem und legiertem Zustande, Handel mit Calcium- 
carbidsowie Beteiligung an Bergwerksunternehmungen. 
Die Gesellschaft besaß eine Metallschmelze. Aller- 
lings zeigte sich schon damals, daß das Unternehmen 
von einer gewaltigen Energie in eine Aufwärtsent- 
wicklung hineingepreßt wurde. Der Umsatz gibt ein 
treffendes Bild dieser Entwicklung. Stellte er sich 
im Jahre 1915/16 auf 4,32 Mill. M. der bisher 


höchste erreichte Umsatz betrug 1911/12 rund 
6,19 Mill. M. so stieg er 1916 17 auf ı7 Mill. M., 
um 1917 18 auf 35,5 Mill. M. anzuwachsen. In- 


zwischen ist die Firma der Mittelpunkt eines der 
bedeutendsten deutschen Großkonzerne geworden. 
Gegenstand des Unternehmens ist den neuen Be- 
«dlürfnissen angepaßt, gleichzeitig aber ein treffendes 
Charakteristikum der vollzogenen Entwicklung: 
Beteiligung bei Firmen, die sich mit dem Ein- 
und Verkauf von Eisen und Metallen aller Art in 
fertigem, halbfertigem und rohem Zustande, mit der 
Herstellung aller Arten von Blei- und Zinkfabrikaten 
in reinem und legiertem Zustande, der Herstellung 
und mit dem Handel in Calciumcarbid befassen, 
sowie Beteiligungen an eisenverbrauchenden Fa- 
briken, an PBergwerksunternehmungen und che- 
mischen Fabriken. Das Kapital beträgt 50 Mill. M., 
die Reserven 85,3 Millionen, und auch diese Ziffern 
sind durch die Verwaltungsanträge in der bevor- 
stehenden Generalversammlung lange überholt. Die 
ursprüngliche Produktionsfirma Julius Sichel ist zu 
einem Finanzinstitut geworden, das die Kontrolle 
über einen weiten Kreis von Unternehmungen aus- 
übt, über einen Kreis, der noch größer wäre, wenn 
man nicht die sämtlichen ausländischen Beteiligungen 
einer Tochter-Holdinggesellschaft im Auslande, der 
Aktiengesellschaft für Industriewerte in 
Luzern, überwiesen hätte. 
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Ursprünglich hatte man beabsichtigt, die Gesamt- 
kontrolle über den Sichelkonzern in die Hände dieser 
Firma zu legen, deren Präsident Alfred Ganz ist. 
Zu diesem Zwecke war den Inhabern von Sichel- 
aktien ein Umtauschangebot in Aktien der Schweizer 
Gesellschaft gemacht worden. Es war jedoch zur Be, 
dingung gestellt, daß 90 %, der Sichelaktien zum 
Umtausch angemeldet werden sollten. Dieser hohe 
Prozentsatz ist nicht erreicht worden. Nichtsdesto- 
weniger soll der Aktienumtausch doch erfolgen, 
wenngleich auf ganz anderer Grundlage. Man sieht 
davon ab, die Kontrolle über die deutschen Unter- 
nehmungen des Sichelkonzerns ins Ausland zu ver- 
lesen. Vielmehr wird, wie schon oben erwähnt, eine 
reinliche Scheidung zwischen in- und ausländischen 
Konzerngliedern vorgenommen. Die praktische 
Durchführung dieser Teilung wird nun derart durch- 
geführt, daß die Sichelgesellschaft der A.G. für 
Industriewerte die in ihrem Besitz befindlichen 
Aktien der Schweizer Gesellschaft zum Buchwerte(!) 
gegen Aktien der deutschen Unternehmungen über- 
läßt, die bereits auf die Luzerner Gesellschaft über- 
Durch diese Transaktion wird 

verhindert, daß deutsche Unter- 


gegangen waren. 
erfreulicherweise 
nehmungen von Luzern aus kontrolliert werden. 
Aber dem steht gegenüber, daß das Verhältnis der 
Sichel & Co. zu der A. G. für Industriewerte in Luzern 
ein völlig anderes geworden ist. War sie früher Groß- 
aktionär in der Schweizer Gesellschaft, so wird sich 
ihr Finfluß in Zukunft auf die Personalunion durch 
die Doppelstellung von Alfred Ganz beschränken. 
(Auch wenn Alfred Ganz selbst die Mehrheit der 
Luzerner Gesellschaft besitzen sollte, würde für 
den Konzern selbst wenig geändert.). Erst die 
weitere Entwicklung wird zeigen, ob diese Tren- 
nung in zwei selbständig nebeneinanderstehenden 
Holdinggesellschaften hie Inland, hie Ausland 
zum Besten des Konzerns dienen wird. Es besteht 
die Gefahr, daß der eigentliche Schwerpunkt 
sich nach der Schweiz verschiebt, um so mehr, 
als Alfred Ganz selbst einer solchen Entwickelung 
zum mindesten nicht ablehnend gegenüberzustehen 
scheint. Es ist wenigstens nicht ausgeschlossen, daß 
die grundsätzliche Aufgabe des Zwei-Augen-Prin- 
zips in der Leitung zum mindesten als ein Schritt 
auf diesem Wege angesehen werden kann. 
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Schon einmal in diesem Jahre dachte man daran, 
das Zwei Augen- Prinzip in der Leitung des 
Sichelkonzerns zu brechen. Es war in der Zeit der 
Verhandlungen mit der Metallhandelsfirma Wolf 
Netter & Jacobi. Damals sollten zwei der Inhaber 
von Wolf Netter als persönlich haftende Gesellschafter 
in die Sichelgesellschaft eintreten. Ob durch ein 
Zusammengehen der beiden Firmen anläßlich der 
dieser Tage bekanntgewordenen Absicht der Um-. 
wandlung der bisherigen Privatfirma Wolf Netter & 
Jacobi in eine Aktiengesellschaft tauchte die Version 
von neuen Anknüpfungen zum Sichelkonzern auf, 
doch wurde sie von der Firma «dementiert -— eine 


Änderung des im Sichelkonzern eingeschlagenen 
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Kurses eingetreten wäre, läßt sich nicht beurteilen. 
jedenfalls wären auf diese Weise Männer m che 
Sichelverwaltung gekommen, die sich auf die starken 
Interessen eınes großen gleichberechtigten Unter- 
nehmung gestützt hätten, während die neuen Ge- 
schäftsinhaber der Sichel & Co. Kommanditgesell- 
schaft durchaus dem bisherigen Interessenkreise 
entstanımen und sicher, besonders Herr Roehle als 
Generalbevollmächtigter von Alfred Ganz, an der 
bisherigen Entwicklung bereits stark beteiligt waren. 
Daß beide neuen Geschäftsinhaber aus dem deut- 
schen Geschäft kommen, verstärkt die Vermutung, 
daß Alfred Ganz selbst sich mehr dem auslän- 
dischen Geschäft zuwenden werde, d.h. praktisch, 
daß für ihn die Stellung als Präsident der A. G. für 
Industriewerte wichtiger wird als der Geschäfts- 
inhaber von Julius Sichel & Co. 
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Vom Standpunkte der Nationalwirtschaft aus 
wird man diese Perspektive bedauern müssen. Es 
würde zweifellos viel bedeuten, wenn man das Herz 
auch des internationalen Sichelkonzerns in Deutsch- 
land halten könnte. Aber man wird abwarten müssen, 
ob nicht Alfred Ganz vom privatwirtschaftlichen 
Standpunkte aus so richtiger gehandelt hat. Nur 
darf nun nicht, nachdem man sich dazu entschlossen 
hat, den Gedanken einer direkten Auslandskontrolle 
der deutschen Sichelunternehmungen aufzugeben, 
dasselbe Ziel indirekt erstrebt werden. Es muß 
Bedenken erregen, daß die A. G; für Industriewerte 
Sichelaktien besitzt, während umgekehrt gar keine 
Interessenahme besteht. Immerhin ist auch so 
schon für die deutschen Unternehmungen die Gefahr 
abgewendet, die etwa in einer Finanzierung durch 
die Schweizer Gesellschaft in der heutigen valuta- 
risikoreichen Zeit gelegen hätte. Die Finanzierung 
erfolgt in Deutschland durch die Firma Sichel, der 
lie Westbank A. G. in Frankfurt zur Unterstützung 
zur Verfügung steht. Dab die Sichelgesellschaft für 
diese Finanzierungen vortrefflich vorbereitet ist, zeigt 
ein Blick in ihre eben veröffentlichte Bilanz, die von 
einer außerordentlichen Kapitalkrait zeugt. In erster 
Linie die Effekten und Beteiligungen müssen sehr 
beträchtliche stille Reserven enthalten, stehen sie 
doch nur mit wenig mehr als 130 Mill. M. zu Buche, 
während schon der Nominalbetrag der im Portefeuille 
befindlichen Aktien und Beteiligungen an die 70 Mill. 
Mark heranreicht. Und während die Kreditoren sich 
auf rund 10 Mill. M. gehalten haben, sind die Debi- 
toren um 30 auf 30 Mill. M. angewachsen. Der Ka- 
pitalbedarf der Tochtergesellschaften, der sich ın 
dieser Ziffer ausspricht, dürfte wohl der wesentlichste 
Grund für die Kapitalserhöhung sein, die die eigenen 
Mittel der Gesellschaft mit 100 Mill. M. Aktienkapital 
und 125 Mill. M. offenen Reserven auf 225 Mill. M. 
bringen soll. 

Die Rheinisch- 
sp. Aufsichtsrats-Opposition. Nassauische Berg- 


und Hütten A.-G. in Stolberg, die einen 


werks- 
beträchtlichen ` Anteil an der westdeutschen Zink- 
produktion im jahre 1913 wurden 21 125 kg 


Zinkerz; 1920 allerdings nur 8592 kg gefördert 
hat, beruft eine außerordentliche Generalversammlu ug 
ein, um über die Erhöhung des Grundkapitals um 
einen Betrag bis zu 10 Mill. M. und über die Begebung 
der Aktien unter Ausschluß des gesetzlichen Bezugs- 
rechts der Aktionäre zu beschließen“. Über die Not- 
wendigkeit der Kapitalserhöhung dürfte wohl kaum 
ein Zweifel bestehen, nachdem bereits im Juni dieses 
Jahres die erforderliche Dreiviertelmehrheit für einen 
solchen Beschluß nicht aufzubringen und deshall 
der Plan einer Vermehrung der Betriebsmittel ver- 
tagt worden war. Ein heftiger Streit hat sich dagegen 
um die Modalitäten der Ausgabe entsponnen, der 
entgegen den allgemein üblichen Gepilogenheiten, 
Kampfvorbereitungen für die Generalversammlung in 
aller Stille zu treffen bereits vorher in breitester 
Öffentlichkeit angekündigt wird. Großaktionär des 
Unternehmens ist seit kurzem die betriebsverwandte 
X G. für Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation, die 
mehr als die Hälfte des Aktienkapitals erworben hat. 
Während die Stolberg-Gesellschaft die neuen Mittel, 
die dringend zum Ausbau der Hütten und Gruben sowie 
zur Anlage von Werkswohnungen benötigt werden, 
durch die Ausgabe von 2 Mill. M. Aktien mit einem 
Ausgabekurs von 1200% beschaffen will, schlägt 
die opponierende Minderheit andere, für sie wesent- 
lich günstigere Ausgabemodalitäten vor, da bei dem 
ersten Vorschlag die „berechtigten Interessen der 
alten Aktionäre mißachtet werden“. Nach ihren 
Anträgen sollen 10 Mill. M. Aktien mit einem Aus- 
gabekurs von 200% oder mindestens 4 Mill. M. mit 
einem Begebungskurs von 600% geschaffen werden. 
Man wird diese „alten Aktionäre bedauern müssen, 
die bei einem Kurs ihrer Aktien von 2320% (1. Dezem- 
ber) allerdings noch nicht einmal in den Genuß eines 
Bezugsrechtes gekommen sind, da das jetzige Grund- 
kapital von 10 Mill. M. noch aus dem Priedensjahre 
1913 stammt. Ganz ungeheuerlich ist aber angesichts 
des Kursstandes von Rhein-Nassau, die weitere Ai 
gumentation, daß die Aktiecnausgabe von 1200 den 
Charakter einer Zubuße trage, selbst wenn es auf 
5 alte nur ı junge Aktie geben sollte. Man ist gewohnt, 
daß Aktionäre (die zwar dann nicht „alte“ sondern 
junge! sind) nach einer möglichst hohen Ver- 
zinsung ıhres Kapitals drängen, wenn sie aus Speku- 
lation einen Besitzanteil an einem Unternehmen er- 
worben haben, da man von ihnen nicht verlangen 
kann, daß sie ihren Egoismus hinter die Interessen 
des Unternehmens stellen. Schon bei einem wirklich 
alten Aktionär pflegt dieser Interessenkampf einen 
anderen Ausgang zu nehmen ; ganz überwiegend vertei- 
digen aber die Mitglieder des Vorstandes eines Unter- 
nehmens die verfügbaren Iteserven gegen unberech - 
tigte Habgiergelüste. Bei Rbein-Nassau ergibt sich 
nun die Merkwürdigkeit, daß bier sich das Bild um- 
gekehrt hat und die Führung der Opposition bei 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates liegt. Wie 
verlautet, steht ihm der übrige Aufsichtsrat und die 
Mitglieder der Direktion zur Seite; so gewappnet, 
erläßt er durch Inserat Aufrufe, in denen er, um die 
Anträge des Großaktionärs zu inhibieren, die Aktio- 


näre auffordert, selbst zu erscheinen oder ihm ihre 
Stimmen zur Verfügung zu stellen. Dieser Versuch 
eines Aufsichtsratsvorsitzenden, eine im 
des Unternehmens gelegene Kapitalserhöhungspolitik 
zu hintertreiben, ist scharf zu verurteilen. Kr wird 
nur verständlich, wenn man bedenkt, daß nach der 
Lagerung der Majoritätsverhältnissce eigentlich die 
Stolberger Zinkhütten den Vorsitz im Aufsichtsrat 
stellen müßten. Die Minderheitsregierung scheint 
ihre Konsequenzen daraus zu ziehen und schon vor 
-— wahrscheinlich zu erwartenden Sturz 
In- 


Interesse 


ihrem 
tlie künftige Oppositionsstellung zu stützen. 
dessen gibt es heute so wenig Gesellschaften, die 
bei Erhöhungen ihrer Kapitalien den hohen Kurs- 
stand der alten Aktien durch ein Agio bei der 
Ausgabe ausnutzen, «daß der seltene Fall, «lieses 
Agio voll zu begeben. die wärmste Verteidigung und 
nicht die Opposition durch den Vorstand finden müßte, 


Börse und Geldmarkt. 


Der letzte Novembertag hat einen Umschwung 
am Devisenmarkt gezeitigt, wie cr mit gleicher 
Heftigkeit noch nicht erlebt Innerhalb 
24 Stunden fiel der Dollarkurs von annähernd 
280 M. bis herab auf 200M., um am nächsten Tage, 
allerdings nur vorübergehend, sogar bis 180 M. zu 
sinken. Diesem Sturz folgte ein gewisses Anziehen, 
das aber immerhin am Schluß der Woche, d. h. am 
3. Dezember den Dollarkurs nicht über 216 M. steigen 
ließ. Die Ursache für diese Erschütterungen waren 
politische Meldungen, die einen starken Optimismus 
in bezug auf eine Änderung der Reparationsbedin- 
gungen nach Plänen des englischen Kabinetts her- 
vorriefen. Nun muß man sich vergegenwärtigen, daß 
bei dem Tiefstande der Mark eine Höherbewertung 
in Cents von 0,36 auf etwa 0,55 Cents nicht ganz so 
belangreich ist, wie es bei der umgekehrten Aus- 
drucksform, in einer Senkung des Dollarkurses um 
100 M. erscheint. Es ist auch außerordentlich zweifel- 
haft, ob der wirkliche Stand der Reparationsfragen 
den Stimmungsumschwung rechtfertigte, und ob er 
sich als ein dauernder erweisen wird. Aber das ist 
auch gar nicht das wesentliche an der augenblick- 
lichen Erscheinung, das Verheerende unserer Lage 
ist der Umstand, daß die Mark ein internationales 
Spielobjekt geworden ist, dessen Bewertung allen 
Schwankungen der politischen Augenb icksstimmun- 
gen unterworfen ist. Wenn der Dollarkurs derartig 
wilde Schwankungen in Deutschland durchmacht, wie 
wir sie jetzt erlebt haben, so raubt das allen Geschäften 
die Kalkulationsgrundlagen, gleichviel ob das. Pendel 
im Augenblick nach oben oder nach unten ausschlägt. 
Das Ziel all unserer Bemühungen muß, wie immer 
wieder betont worden ist, auf eine Stabilisierung der 
Währung gerichtet sein, und daß wir diesem Ziel 
durch die Vorgänge der letzten Woche näher gekom- 
men sind, wird man kaum behaupten dürfen. 

Der Sturz der Devisenkurse hat zunächst einmal 
die Wirkung gehabt, eine ganze Menge an Devisen- 
material in Deutschland 


wurde. 


zum Vorschein zu 


bringen. Kreisen, die nur noch mit einer Steigerung 


der Devisen rechneten, wurde bei dem plötzlichen 
Sturz bange, und sie brachten ihr zurückgehaltenes 
Material zum Verkauf Das verschärfte zunächst 
natürlich die Abwärtsbewegung und es gab jeden- 
falls den Reichsstellen, die einen Devisenbedarf ein- 
zudecken haben, Gelegenheit, das in verhältnismäßig 
größerem Umfange zu tun, als es in den vorauf- 
gegangenen Wochen möglich war. Gleichviel ob der 
Rückschlag am Devisenmarkt von Dauer sein wird, 
oder ob er nur eine vorübergehende Erscheinung sein 
wird, ist damit zu rechnen, daß er auf das Geschäft 
in gewisser Bezichung gesundend wirken wird: Denn 


Plutus-Merktalei. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:! 


Bankausweise New York. — G.-V.: 
Dresdner Bank, Barmer Creditbank, 
Donnersmarckhütte, Rhein-Nassauisches 
Bergwerks- und Hütten-A.-G., Wilhelms- 
hütte, Carlshütte A.-G., Eisenerz-A.-G., 
Norddeutsche Tricotweberei L. Sprick, 
Sonnabend, || Niederrheinische A.-G., Lederfabrikation 
10. Dezember Wickrath, Küppersbusch & Söhne A.-G., 

Gr. Kasseler Strafenbahn, LeipzigerSprit- 
fabrik A.-G. — Schluß des Bezugsrechts 
|  Germania-Brauerei-A.-G. Dortmund, 
| Bezugsrechts JIse Bergbau-A.-G., Be- 
|  zugsrechts Braunschweiger Jute- und 
|  Flachsspinnerei und Weberei 


G. V.: Rheinische Gerbstoff- und Farb- 
buolz-Extrakt-FabrikGebr. Müller. Reichs- 
anleihe-A.-G., Schloßfabrik.-A.-G. vorm. 
Schulte, Sachsenwerk Licht und Kraft. 
— Schluß des Bezugsrechts II. Schom- 
burg Söhne. Schluß der Umtauschfrist 
Leipziger Wollkämmerei, Bezugsrechts 
Kieler Bank, Bezugsrechts Elektrizitäts- 
werk Liegnitz, Schluß des Bezugsrechts 
Hein, Lehmann & Co. 


G.-V.: Bergschloßbrauerei Brandt, Flens- 
burger Schiffbau, Rheinisch- Westfälische 
Sprengstoff-Akt.-Ges., Wenderoth A.-G. 
für pharmazeutische Artikel, Wintersche 
Papierfabriken. — Schluß des Bezugs- 
rechts Linde Eismaschinen, Bezugs- 
rechts Richard Blumenſeld Veltener 
Ofenfabrik, Bezugsrechts Schlesische 
Mühlenwerke, Orenstein & Koppel.“ 


Beichsbankauswers. — G.- V., Neu-Grune- 
wald A.-G. für Grundstücksverwertung, 
Byk-Guldenwerke, Glückauf A.-G. für 
Braunkohlenverwertung, Aelteste Voll- 
stedter Porzellanfabrik, Zuckerraffinerie 
Tangermünde, Meyers Sohn, Stahlwerk 
Brüninghaus, Automobilfuhrwesen Kan- 
delhardt, Triptis A.-G., Rauchwaren- 
Zurichterei Walter, Ludwig Hupfeld. — 
Schluß des Bezugsrechts Kammgarn- 
spinnerei Leipzig, Bezugsrechts Oppelner 
Portland-Cementfabriken. 


| 
I 
| 
i 


| 


Montag, 
12. Dezember 


Dienstag, 
13. Dezember 


Mittwoch, 
14, Dezember 


N) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschiuss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
GETERE gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen. 
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Ironage- Bericht. — Bankaus weise London. 

Paris. — @.-V.. Sinalco A.-G., Triumph- 

Werke Nürnberg, Nordstern Feuer- 

Versicherung, Gebr. Schöndorff, Har- 

kortsche Bergwerke und Chemische 

Fabriken, Crefelder Baumwollspinnerei 

Ferd. Rückforth Nachf., Berliner Weiß- 

bierbrauerei Landre, L,auchhammerA.-G., 

Sächsische Webstuhlfabrik Schönherr. — 

Schluß der Umtauschfrist Fahrzeugfabrik 

Eisenach, Bezugsrechts Chemische Fabrik 

Heyden, Bezugsrecht Markt- und Kühl- 

hallen. 

G.. Nordhausen -Wernigeroder Eisen- 
bahn, Deutsche Kunstleder-A.-G., Voigt 
& Häffner, Westfälische Drabtindustrie, 
Kammgarnspinnerei Stöhr. — Schluß 
des Bezugsrechts Reichelbräu, Bezugs- 
rechts Terra-Film. 

Bankausweis New York. — @.-V.; Ost- 
bank für Handel und Gewerbe, Eisen- 
hüttenwerk Keula, Eisenwerk Gaggenan. 
Crusauer Kupfer- und Messingwerke. 
Stettiner Siraßen-Eisenbahn, Eisenwerk 
L. Meyer jr. — Schluß des Bezugs- 
rechts A.-G. für Beton und Monierbau 
BezugsrechtsAmme Giesecke & Konegen, 
Bezugsrechts Leipziger Creditbank. — 

Schluß des Bezugsrechts Gebhard & Co., 

| Aktienspipnerei Aachen, Spino & Sohn. 

| 
| 


Donnerstag, 
15. Dezember 


Freitag, 
16. Dezember 


Sonnabend, 
17. Dezember 


G. J. Allgemeine Berliner Omnibus A.-G., 

Elektrotechnische Fabrik Schorch Max 

| Rheydt, Frankonia A.-G., Bremer Gas- 

und Elektrizitätswerke, Reiniger, Gebbert 

& Schall, Adler & Oppenheimer, Brauerei 

| Gebr. Dieterich, Sinner A.-G., Fried. 

Krupp. — Schluß des Bezugsrechts 
Mitteldeutsche Creditbank. 


G. -V.: Dürener Bank, Poisdamer Credit- 
bank, Rheinische Creditbank, Baye- 
tische Handelsbank, Peiner Walzwerk, 
Allgemeine Elektrizitäts - Gesellschaft, 
Akt-Ges. für Pappenfabrikation, Vic- 
toria - Brauerei Bochum, Deutsche 
Jurgenswerke A.-G., Berliner Victoria- 
Mühle, Ver. Glanzstofffabriken. Peniger 
Maschinenfabrik, Papierfabrik Reisholz, 
Kunz Treibriemen. — Schluß des Be- 
zugsrechts Deutsche Continental-Gas. 


T Reichsbankausweis. — G@.-V.: Nord- 
deutscher Lloyd, Erfurter Elektr.Straßen- 
bahn, VereinigteGothania-Werke, Friedr. 
Thomèe A.-G., Berliner Elektrizitäts- 
werke, Adlerwerke vorm. Kleyer, Georg 
Marien Bergwerksverein, Dortmunder 
\  Union-Brauerei, Benz Rheinische Auto- 
mobile, Berliner. A.-G. für Eisengießerei 
(Freund). — Schluß des Bezugsrechts 
Steingutfabrik Colditz. 


|| Verlosungen: 

10. Dezember: 2% Stadt Antwerpen 
100 Fr. (1903), 14. Dezember: 21/2% 
Griech. Nat. Bank 100 Dr. (1904), 
15 Dezember: 4°/, Griech. Stadt Paris 
500 Fr. (1865), 3%, Egypt. Credit fon- 
cier Fr. 250 (1886, 1903, 1911), Kan- 
ton Freiburg Fr. 20 (1889, 20. De- 
zember: 5% Congo -Lose 100 Fr. 
(1888), 3% Stadt Paris 400 Fr. (1910). 


Montag, 
19. Dezember 


Dienstag, 
20. Dezember 


Mittwoch, 
21. Dezember 


es wird die Spekulation auf jeden Fall etwas zügeln, 
daß man wieder einmal die Erfahrung gemacht hat, 
wie leicht, wie plötzlich und wie heftig sich die Be- 
wegung wenden kann. Neben dieser Erfahrung 


werden. wohl auch die Verluste, die im Devisen- 
geschäft schon vor dem Umschlag an vielen Stellen 
eingetreten sind, ernüchternd wirken. Diese Verluste, 
die teilweise für Banken und Bankfirmen zu schweren 
Belastungsproben geworden sind, dürften dazu füh- 
ren, daß gerade in das Devisengeschäft etwas mehr 
Vorsicht und Zurückhaltung hineingetragen wird, und 
daß die Vollmachten, die einzelnen Personen allzu 
weitherzig auf diesem Betätigungsfelde erteilt worden 
sind, strenger kontrolliert werden. 

Die Effektenbörse vom 1. Dezember stand voll- 
kommen unter der Einwirkung der Valutabesserung 
und zeitigte Kursstürze von einem Umfang, wie 
wir ihn wohl noch nie erlebt haben. Dabei ist aller- 
dings auch zu berücksichtigen, daß das Kursniveau, 
das den Ausgang für den Rückschlag bildete, keinen 
Vergleich mit vorangegangenen Perioden gestattet. 
Kursstürze von 300 bis 300 und auch 800 % waren 
an diesem schwarzen Donnerstage der Börse durchaus 
die Regel. Dabei ist zu bedenken, daß an diesem 
Tage zwar dem Sturz der Devisen keine Grenzen 
gezogen zu sein schienen, daß aber auf der anderen 
Seite die Verkaufsaufträge des Publikums erst in 
geringem Umfange die Kursbildung beeinflussen 
konnten. Bei der ständig wechselnden Stimmung, die 
die politischen Nachrichten erzeugen, ist es deshalb 
in dem Augenblick, in dem diese Zeilen geschrieben 
werden, vollkommen unübersichtlich, wie sich die 
Entwicklung an der Eifektenbörse weiter vollziehen 
wird. Das eine erscheint aber sicher, durch die Kurs- 
stürze des einen Börsentages werden bereits eine ganze 
Reihe von Engagements, die auf Krediten beruhen, 
zwangsweise glattgestellt werden müssen. Die Heftig- 
keit des Kurssturzes wird weiten Kreisen der speku 
lierenden Angestelltenschaft und des spekulierenden 
Publikums endlich wieder einmal die Binsenwahrheit 
zu Gemüte führen, daß die Börsenspekulation nicht 
ein Unternehmen ist, bei dem man regelmäßig mühe- 
los Gewinne einstreicht, sondern ein Unternehmen, 
bei dem auch sehr schwere Verluste eintreten können. 
Wenn auf diese Weise eine gewisse Bereinigung 
des Börsengeschäftes eintritt, so kann dies der 
Entwicklung nur von Nutzen sein. Denn darüber 
muß man sich ja klar sein, daß, wenn einmal wirklich 
der Zeitpunkt gekommen ist, in dem eine Gesundung 
der deutschen Währung aktuell wird, dann der 
Krach, der dem GesundungsprozeB der Wirtschaft 
vorangehen muß, um so heftiger werden wird, je 
stärker und ungesünder sich die voraufgegangene 
Aufblähung entwickelt hat. 

Wenn die Krise vom Anfang Dezember, was nicht 
unwahrscheinlich erscheint, nur ein Zwischenspiel 
und noch nicht der Anfang eines dauernden Um- 
schwunges der Lage darstellt, so könnte sie der 
deutschen Wirtschaft Segen bringen, wenn aus dieser 
Erfahrung die notwendigen Lehren gezogen werden 
Diese Lehren verlangen nüchterne Besinnung auch 
in Zeiten der fortschreitenden Geldentwertung, An- 
sammlung von Rücklagen für den Augenblick der 
Krise, die nicht ausbleiben kann. Die Zahl der 
Firmen, besonders im Bankgewerbe, die schon bei 
diesem ersten Stoß ins Wanken geraten sind, ist nicht 
ganz klein. Den meisten wird es wohl diesmal noch 
gelingen, eine Stütze zu finden, aber auf die Dauer 
wird Widerstandskraft nur dann erhalten bleiben, 
wenn man rechtzeitig den Umfang des Geschäftes 
dem Maß der vorhandenen Reserven an paßt. 

Justus. 
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Warenmarktpreise im November 1921. 


| E E Mee 

| ! | | 
Maist Gbicasa 1. e | 46° 463; 49% 47', cts, per bushel 
Kupfer, standard London 66% 66. 663% 66°/5 67 E per ton 
Kupfer, electrolyt London 74 74 E ER -£ per ton 
Zinkaleondong me re 262/, 28 277% 2 26°/, E per ton 
Zinn Londone imi re ẽ 15857, 157% fle | lost, -£ per ton 
Blei enges 231), 236 24½ | E N DR per ton 
Aluminium London 120 120 125 125 125 E per ton 
Quecksilber London 10 10 10 100 1015 -£ per Flasche 
Weissblech London kr Yan: 21/9 21/ 21/9 21/9 21/3 sh/d per ton 
Silber Bondoneey Es a e S 416 393); 38/8 38 37 d per Unze 
Schmalz Chicagos 9,551 7/5 8,67½ 8.35 8,50 8.52 Doll. per 100 Pfd. 
Kaffee Rio Nr. 1 New York . 818/16 85/5 8,16 91716 cts. per Pfd. 
Baumwolle loco New York. 18¼ — 1.05 018740 | 17,90 cts. per Pfd. 
Baumwolle loco Liverpool AVA ee 11,60 10,62 | KEOS G 10,86 d per Pfd. 
Petroleum stand. white New York . 15 15 15 65 ak5 6 cts. per Gallone 
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Der Lebenssieger. Ein Führer zur Höhe für kauf- 
männische Kreise. Von Victor. III. Auflage. 
Berlin 1921. Organisation Verlagsgesellschaft m b.H. 
Preis 11,— M. 

Der Eroberer. — Wehe dem Besiegten. — Vor- 
bilder. — Das innere Gleichgewicht. — Gedanken 1. 
— Konzentration. — Der Segen des Schweigens. — 
Im ersten Treffen. — Nütze die Zeit. — Trübe Tage- 
— Zu spät. — Durch. — Das Aeußere. Ge- 
danken II. Hammer oder Amboß. — Lebenskunst. 
— Höher hinauf. — Celd und Glück. — Das Drei- 
gestirn. — Mit offenem Auge. — Nur nicht bequem 
werden. — Gereimte Gedanken. — Der Glaube kann 
Berge versetzen. — Der grüne Rasen. — Wer da 
hat, dem wird gegeben. — Der Charakter. — Das 
Geheimnis der Distanz. Macht. — Ich will — 
Amerikanische Sprüche. — Die Wurzel des Selbst- 
vertrauens. — Der echte Mann. — Vergessen können. 

- Die stumme Kraft. — Abschließende Gedanken. 


Die Verfassung des Freistaats Preußen vom 30. No- 
vember 1920. Erläutert von Rudolf Huber, 
Ministerialdirigent, Geheimer Oberjustizrat im 
preußischen Justizministerium. Mannheim, Samm» 
lung deutscher Gesetze, Band 71. Berlin, Leipzig 


1921. J. Bensheimer. Preis 15,— M. 

Der Staat. — Die Staatsgewalt. — Der Landtag. 
— Der Staatsrat. — Das Staatsministerium. — Die 
Gesetzgebung. — Das Finanzwesen. Die Selbst- 
verwaltung. — Die Religionsgesellschaften. Die 
Staatsbeamten. — Landeswahlgesetz vom 3. De- 
zember 1920. — Gesetz über die Wahlen zum Staats- 
rate vom 16. Dezember 1920. — Allgemeine Ver- 


fügung des Justizministers betr. die Uebernahme 
öffentlicher Ehrenämter durch Beamte, Angestellte 
und Arbeiter des; Staates und der Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes vom 11. Dezember 1920 


Fabrikation und Verkauf. Neue Wege zur Förde- 
rung der Produktion und Hebung des Absatzes. 
Von Dr. Kurt Th. Friedländer. Heft 7 der 
Orgaschriften. Berlin 1921. Organisations-Verlags- 
ges. m. b. H. Preis 13,20 M. 


Einführung in die Soziologie. Von Univ.-Prof. Dr. 
Ludwig Stein, Herausgeber des Archivs für 
Philosophie. Band 25 der Philosophischen Reihe. 
Herausgegeben von Dr. Alfred Werner. München 
1921. Rösl & Cie. Preis 35,— M. 


Wesen der Soziologie. — Soziale Statik und 
soziale Dynamik. — Gibt es soziale Gesetze. — Ge- 
schichtliche Vorläufer der organischen Methode. — 
Soziale Rythmen. — Die historisch-genetische Me- 
thode. — Naturwissenschaft und Geschichtswissen- 
schaft. Die vergleichend geschichtliche Methode. 
Soziologie als Psychologie der Gesellchaft. — Das 
soziale Sollen. — Die Urfamilie und ihre Entwick- 
lung. — Der Ursprung des Eigentums in seinen 
psychischen Momenten. — Die historischen Ent- 
wicklungsphasen der Eigentumsformen. — Die An- 
fänge der technischen Kultur. — Die Anfänge der 
intelektuellen Kultur. — Schriftsprache und Zahlen- 
system. — Wissenschaft und Kunst. — Entwicklungs- 
formen des Rechts. — Soziologie der Religion. — 
Soziologie der Rasse. — Soziologie der Idealbildung. 
— Soziologie des Klassenkampfes. — Soziologie der 
Nationalidee. — Soziologie der Humanität. — Das 
Wesen der Humanität. — Gegensatz von Gesell 
schaft und Staat. — ‚Soziologie der Geschichte. 
Soziologie der Solidarität. — Soziologie des Egois- 
mus. Soziologie der Freiheit. Soziologie des 
Staates. — Ist der Staat eine Maschine? — Ist der 
Staat ein Organismus? -— Der Staat, eine Organ- 
projektion. — Soziologie der Autorität. — Offen- 
barungsformen der Autorität. — Wesen der Auto- 
atat: Soziologische Grenzen der Autorität. — 
Autorität und Völkerbund. 


Wir machen unsere Leser aufmerksam auf die in 
dieser Nummer befindlichen Prospekte: 
1. der Firma Soennecken, beir. Kalender 1922; 
2 des Verlags G.A. Gloeckner, Leipzig, 
betr. „Betriebs- und Finanzwirtschaftliche 
Forschungen“ von Dr. F. Schmidt. 
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Verantwortlich für den redaklionellen Teil: Fritz Neisser- Berlin 


1 = De N 


7 N u E 


